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Reichs-Geſetzblatt. 


M 23. 


Inhale: Geſetz, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt. S. 301. — Geſeh, betreffend 
die priwatrechtlichen Verhältniſſe der Floͤßerei. — S. 341. 


(Nr. 2245.) Geſetz, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt. Vom 
15. Juni 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen 3. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Schiffseigner. 


Sad 

Schiffseigner im Sinne dieſes Geſetzes iſt der Eigenthümer eines zur 
Schiffahrt auf Flüſſen oder ſonſtigen Binnengewäſſern beſtimmten und hierzu 
von ihm verwendeten Schiffes. 

Sl 

Wer ein ihm nicht gehöriges Schiff zur Binmenfchiffahrt verwendet und 
es entweder ſelbſt führt oder die Führung einem Schiffer anvertraut, wird Dritten 
gegenüber als Schiffseigner im Sinne dieſes Geſetzes angeſehen. 

Der Eigenthümer kann denjenigen, welcher aus der Verwendung des 
Schiffes einen Anſpruch als Schiffsgläubiger (§. 102 bis 116) herleitet, an der 
Durchführung des Anſpruchs nicht hindern, ſofern er nicht beweiſt, daß die 
Verwendung ihm gegenüber eine widerrechtliche und der Gläubiger nicht in gutem 
Glauben war. 

$. 3. 


Der Schiffseigner iſt für den Schaden verantwortlich, welchen eine Perſon 
der Schiffsbeſatzung einem Dritten durch ihr Verſchulden in Ausführung ihrer 
Dienſtverrichtungen zufügt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 27. Juni 1895. 
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Zur Schiffsbeſatzung gehören der Schiffer, die Schiffsmannſchaft ($. 21) 
und alle übrigen auf dem Schiffe angeſtellten Perſonen mit Ausnahme der 
Zwangslootſen. 

F. 4. 
Der Schiffseigner haftet nicht perſönlich, ſondern nur mit Schiff und 
Fracht: 
1. wenn der Anſpruch auf ein Rechtsgeſchäft gegründet wird, welches der 
Schiffer als ſolcher kraft ſeiner geſetzlichen Befugniſſe und nicht mit 
Bezug auf eine Vollmacht geſchloſſen hat; 

2. wenn der Anſpruch auf die Nichterfüllung oder auf die unvollſtändige 
oder mangelhafte Erfüllung eines von dem Schiffseigner abgeſchloſſenen 
Vertrages gegründet wird, inſofern die Ausführung des Vertrages zu 
den Dienſtobliegenheiten des Schiffers gehört, ohne Unterſchied, ob die 
Nichterfüllung oder die unvollſtändige oder mangelhafte Erfüllung von 
einer Perſon der Schiffsbeſatzung verſchuldet iſt oder nicht 

3. wenn der Anſpruch auf das Verſchulden einer Perſon der Schiffs 

beſatzung gegründet wird. 

Durch die vorſtehenden Beſtimmungen wird die perſönliche Haftung des 
Schiffseigners im Falle eigenen Verſchuldens desſelben nicht berührt. Der Schiffs⸗ 
eigner haftet jedoch, auch wenn er ſelbſt das Schiff führt, für einen durch fehler⸗ 
hafte Führung des Schiffes entſtandenen Schaden ausſchließlich mit Schiff und 
Fracht, es ſei denn, daß ihm eine bösliche Handlungsweiſe zur Laſt fällt. 

Sind mehrere Schiffe in einem Schleppzuge vereinigt, ſo erſtreckt ſich die 
Haftung nur auf dasjenige Schiff, welches den Schaden verurſacht hat, und auf 
die Fracht dieſes Schiffes. Der Fracht ſteht bei Schleppſchiffen der Schlepp⸗ 
lohn gleich. 

F. 5. 


Für die den Perſonen der Schiffsbeſatzung aus dem Dienſtverhältniſſe 
zuſtehenden Forderungen haftet der Schiffseigner perſönlich, nicht nur mit Schiff 
und Fracht. 

§. 6. 

Das Gericht des Ortes, von dem aus die Schiffahrt mit dem Schiffe 
betrieben wird (Heimathsort), iſt für alle gegen den Schiffseigner als ſolchen zu 
erhebenden Klagen zuſtändig, ohne Unterſchied, ob er perſönlich oder nur mit 
Schiff und Fracht haftet. 

Unter mehreren hiernach in Betracht kommenden Orten gilt als Heimaths⸗ 
ort der Ort, wo die Geſchäftsniederlaſſung, bei mehreren Niederlaſſungen die 
Hauptniederlaſſung und in Ermangelung einer Geſchäftsniederlaſſung der Wohnſitz 
des Schiffseigners ſich befindet. 

Iſt ein Heimathsort nicht feſtzuſtellen, ſo gilt als ſolcher der Ort, wo der 
Schiffseigner zur Gewerbeſteuer oder Einkommenſteuer veranlagt wird. 
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Zweiter Abſchnikt. 
Schiffer. 


F. 7. 

Der Führer des Schiffes (Schiffer) iſt verpflichtet, bei allen Dienſt⸗ 
verrichtungen, namentlich bei der Erfüllung der von ihm auszuführenden Verträge, 
die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers anzuwenden. 

Er haftet für jeden durch die Vernachläſſigung dieſer Sorgfalt entſtandenen 
Schaden nicht nur dem Schiffseigner, ſondern auch den Ladungsbetheiligten 
(Abſender und Empfänger), den beförderten Perſonen und der Schiffsbeſatzung, 
es ſei denn, daß er auf Anweiſung des Schiffseigners gehandelt hat. Auch in 
dem letzteren Falle bleibt der Schiffer verantwortlich, wenn er es unterlaſſen hat, 
dem Schiffseigner die nach Lage des Falles erforderliche Aufklärung zu ertheilen, 
oder wenn ihm eine ſtrafbare Handlung zur Laſt fällt. 

Durch die Ertheilung der Anweiſung wird der Schiffseigner perſönlich 
verpflichtet, wenn er bei der Ertheilung von dem Sachverhältniſſe unterrichtet war. 


$. 8. 

Der Schiffer hat vor Antritt der Reiſe darauf zu ſehen, daß das Schiff 
in fahrtüchtigem Zuſtande, gehörig eingerichtet und ausgerüſtet, ſowie hinreichend 
bemannt iſt, und daß die Schiffspapiere und Ladungsverzeichniſſe an Bord ſind. 

Er hat für die Tüchtigkeit der Geräthſchaften zum Laden und Löſchen, 
für die gehörige Stauung der Ladung, ſowie dafür zu ſorgen, daß das Schiff 
nicht ſchwerer beladen wird, als die Tragfähigkeit desſelben und die jeweiligen 
Waſſerſtandsverhältniſſe es geſtatten. 

Wenn der Schiffer im Auslande die daſelbſt geltenden Porſchriften, ins- 
beſondere die Polizei⸗, Steuer⸗ und Zollgeſetze nicht beobachtet, ſo hat er den 
daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 

Für die Fahrtüchtigkeit des Schiffes bei Antritt der Reiſe haftet den im 
9.7 Abſatz 2 bezeichneten Perſonen auch der Schiffseigner perſönlich, nicht nur 
mit Schiff und Fracht. 

F. 9. 

Wenn der Schiffer durch Krankheit oder andere Urſachen verhindert iſt, 
das Schiff zu führen, ſo darf er den Antritt oder die Fortſetzung der Reiſe 
nicht ungebührlich verzögern; er muß vielmehr, wenn Zeit und Umſtände es 
geſtatten, die Anordnung des Schiffseigners einholen und für die Zwiſchenzeit 
die geeigneten Vorkehrungen treffen, im entgegengeſetzten Falle aber einen anderen 
Schiffer einſetzen. N 

Für dieſen Stellvertreter iſt er nur inſofern verantwortlich, als ihm bei 
der Wahl desſelben ein Verſchulden zur Laſt fällt. 

Dar 
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ä $. 10. 

Der Schiffer iſt verpflichtet, von Beſchädigungen des Schiffes oder der 
Ladung, von eingegangenen Geſchäften, ſowie von der Einſetzung eines anderen 
Schiffers ($. 9) den Schiffseigner in Kenntniß zu ſetzen. Er hat in allen erheb⸗ 
lichen Fällen, namentlich wenn er die Reiſe einzuſtellen oder zu ändern ſich 
genöthigt findet, die Ertheilung von Verhaltungsmaßregeln bei dem Schiffseigner 
nachzuſuchen, ſofern es die Umſtände geſtatten. 

Im Intereſſe der Ladungsbetheiligten hat der Schiffer während der Reiſe 
für das Beſte der Ladung nach Möglichkeit Sorge zu tragen. 

Werden zur Abwendung oder Verringerung eines Verluſtes beſondere 
Maßregeln erforderlich, ſo hat er, wenn thunlich, die Anweiſung der Ladungs⸗ 
betheiligten einzuholen, ſonſt nach beſtem Ermeſſen das Erforderliche ſelbſt zu 
veranlaſſen und dafür zu ſorgen, daß die Ladungsbetheiligten von dem Vorfall 
und den dadurch veranlaßten Maßregeln ſchleunigſt in Kenntniß geſetzt werden. 


F. 11. 

Wird das Schiff oder die Ladung von einem Unfall betroffen, ſo iſt der 
Schiffer berechtigt und auf Verlangen des Schiffseigners oder eines Ladungs⸗ 
betheiligten verpflichtet, vor dem Amtsgerichte des Ortes, an welchem die Reiſe 
endet, und, wenn das Schiff vorher an einem anderen Orte längere Zeit liegen 
bleiben muß, vor dem Amtsgerichte dieſes Ortes eine Beweisaufnahme über den 
thatſächlichen Hergang, ſowie über den Umfang des eingetretenen Schadens und 
über die zur Abwendung oder Verringerung desſelben angewendeten Mittel zu 
beantragen. Er hat ſich ſelbſt zum Zeugniſſe zu erbieten und die zur Feſtſtellung 
des Sachverhältniſſes ſonſt dienlichen Beweismittel zu bezeichnen. 


12, 

Zur Aufnahme des Beweiſes beſtimmt das Gericht einen thunlichſt nahen 
Termin, zu welchem der Schiffer und die ſonſt bezeichneten Zeugen zu laden ſind. 
Dem Schiffseigner und den Ladungsbetheiligten iſt von dem Termine Mit⸗ 
theilung zu machen, ſoweit es ohne unverhältnißmäßige Verzögerung des Ver⸗ 
fahrens geſchehen kann. Die Mittheilung kann durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung erfolgen. 

9.813 

Die Aufnahme des Beweiſes erfolgt nach den Vorſchriften der Civil— 
prozeßordnung. 

Soweit hiernach nicht die Beeidigung des Schiffers ausgeſchloſſen iſt, 
beſchließt über dieſelbe das Gericht nach freiem Ermeſſen. 

Die an Schiff und Ladung Betheiligten, ſowie die etwa ſonſt durch den 
Unfall Betroffenen find berechtigt, in Perſon oder durch Vertreter der Der 
handlung beizuwohnen. Sie können eine Ausdehnung der Beweisaufnahme auf 
weitere Beweismittel beantragen. 
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Das Gericht iſt befugt, eine Ausdehnung der Beweisaufnahme auch von 
Amtswegen anzuordnen, ſoweit dies zur Aufklärung des Sachverhalts er— 
forderlich erſcheint. 

F. 14. 

In Bezug auf die Erhebung von Gebühren und Auslagen finden die für 
das Verfahren zur Sicherung des Beweiſes geltenden Beſtimmungen des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß als Gebühr nur die Hälfte 
der dort vorgeſehenen Sätze und höchſtens ein Betrag von dreißig Mark 
erhoben wird. 

Iſt das Verfahren auf Verlangen eines Ladungshetheiligten beantragt, 
fo hat dieſer die entſtandenen Koſten zu erftatten, ſoweit er nicht Anſpruch auf 
Erſatz des durch den Unfall ihm entſtandenen Schadens hat. Die Verpflichtung 
des Schiffseigners, dem Schiffer die verauslagten Koſten zu erſtatten, wird hier⸗ 
durch nicht berührt. 

In Fällen der großen Haverei findet die Vorſchrift des $. 84 Anwendung. 


F. 15. 

Befindet ſich das Schiff weder am Heimathsorte, noch an einem Orte, 
an welchem der Schiffseigner eine Geſchäftsniederlaſſung hat, ſo iſt der Schiffer 
Dritten gegenüber kraft ſeiner Anſtellung befugt, die Frachtforderungen einzuziehen, 
ſowie für den Schiffseigner alle Geſchäfte und Rechtshandlungen vorzunehmen, 
welche die Ausführung der Reiſe erforderlich macht. ; : 

Zur Eingebung von Wechſelverbindlichkeiten, zur Veräußerung oder Ver⸗ 
vfändung des Schiffes und zum Abſchluſſe von Frachtverträgen iſt der Schiffer 
nur auf Grund einer ihn hierzu ermächtigenden Vollmacht des Schiffseigners 
berechtigt. 

F. 16. 

Rechtsgeſchäfte, welche der Schiffer eingeht, während das Schiff ſich an 
einem der im F. 15 Abſatz 1 bezeichneten Orte befindet, ſind für den Schiffs⸗ 
eigner nur dann verbindlich, wenn der Schiffer auf Grund einer Vollmacht ge⸗ 
bandelt hat, oder wenn ein anderer beſonderer Verpflichtungsgrund vorhanden iſt. 

Zur Ausſtellung von Ladeſcheinen iſt der Schiffer ohne Unterſchied des 
Ortes befugt. 

Hab. 

Der Schiffseigner, welcher die geſetzlichen Befugniſſe des Schiffers be⸗ 
ſchränkt hat, kann einem Dritten die Nichteinhaltung dieſer Beſchränkungen nur 
dann entgegenſetzen, wenn er beweiſt, daß ſie dem Dritten bekannt waren. 


F. 18. | 

Dem Schiffseigner gegenüber find für den Umfang ber Befugniſſe des 
Schiffers die Beſtimmungen der $$. 15 und 16 ebenfalls maßgebend, ſoweit 
nicht der Schiffseigner dieſe Befugniſſe beſchränkt hat. 
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erh 

Durch ein Rechtsgeſchäft, welches der Schiffer in feiner Eigenſchaft als 
Führer des Schiffes, ſei es mit, ſei es ohne Bezeichnung des Schiffseigners 
innerhalb ſeiner geſetzlichen Befugniſſe geſchloſſen hat, wird der Schiffseigner dem 
Dritten gegenüber berechtigt und die Haftung des Schiffseigners mit Schiff und 
Fracht ($. 4 Nr. 1) begründet. 

Der Schiffer ſelbſt wird dem Dritten durch das Rechtsgeſchäft nicht ver- 
pflichtet, es ſei denn, daß er deſſen Erfüllung gewährleiſtet oder ſeine Befugniſſe 
überſchritten hat. 

a $. 20. 

Der Schiffer unterſteht, ſoweit nicht in dieſem Geſetze ein Anderes beſtimmt 
iſt, den Vorſchriften, welche für die im $. 133 à der Gewerbeordnung bezeichneten 
Perſonen gelten. 

Das Dienſtverhältniß des Schiffers kann, wenn nichts Anderes verabredet 
iſt, von jedem Theile mit Ablauf jedes Monats nach einer ſechs Wochen vorher 
erklärten Kündigung aufgehoben werden. 

Hinſichtlich der Vorausſetzungen, unter welchen dem Schiffseigner und dem 
Schiffer das Recht zuſteht, die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes vor Ablauf der 
vertragsmäßigen Zeit und ohne Innehaltung einer Kündigungsfriſt zu verlangen, 
bewendet es bei den Beſtimmungen der $$. 133 b bis 133 d der Gewerbeordnung. 

Hat der Schiffer eine Reiſe angetreten, ſo iſt er verpflichtet, bis zur Be⸗ 
endigung der Reiſe und zur Entlöſchung des Schiffes im Dienſte zu bleiben, es 
ſei denn, daß ein den ſofortigen Austritt rechtfertigender Grund vorhanden iſt. 

Wird das Dienſtverhältniß vor der Ankunft des Schiffes am Beſtim⸗ 
mungsorte während der Reiſe aufgehoben, ſo hat der Schiffer Anſpruch auf die 
Koſten der Rückreiſe nach dem Orte, an welchem er in Dienſt getreten iſt. Dieſe 
Beſtimmung findet keine Anwendung, wenn der Schiffer ſich einer Handlung 
ſchuldig gemacht hat, welche geeignet iſt, feine ſofortige Entlaſſung zu rechtfertigen. 

Iſt ein die ſofortige Entlaſſung rechtfertigender Grund nicht vorhanden, 
ſo kann der Schiffer zwar jederzeit ſeines Dienſtes enthoben werden, jedoch un⸗ 
beſchadet ſeiner Entſchädigungsanſprüche für die Zeit bis zum Ende der vertrags⸗ 
mäßigen Dauer des Dienſtverhältniſſes oder bis zum Ablaufe der Kündigungsfriſt. 


Dritter Abſchnitt. 
Schiffsmannſchaft. 


F. 821. 

Zur Schiffsmannſchaft gehören mit Ausnahme des Schiffers die zum 
Schiffahrtsdienſte auf dem Schiffe angeſtellten Perſonen der Schiffsbeſatzung, ins⸗ 
beſondere die Steuerleute, Bootsleute, Matroſen, Schiffsknechte, Schiffsjungen, 
Maſchiniſten und Heizer. 

Die Schiffsmannſchaft unterſteht der Gewerbeordnung. 
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9. 22. 


Die Verpflichtung des Schiffsmannes zum Dienſtantritte beginnt, wenn 
nichts Anderes verabredet iſt, mit dem Abſchluſſe des Dienſtvertrages. Tritt der 
Schiffsmann den Dienſt nicht binnen vierundzwanzig Stunden an, ſo braucht 
er nicht mehr angenommen zu werden. Der Anſpruch des Schiffseigners auf 
Schadenserſatz wird hierdurch nicht berührt. 

$. 23. 

Der Schiffsmann iſt verpflichtet, in Anſehung des Schiffsdienſtes den An⸗ 
ordnungen des Schiffers Folge zu leiſten und jederzeit alle für Schiff und Ladung 
ihm übertragenen Arbeiten zu verrichten. 

Er darf das Schiff ohne Erlaubniß des Schiffers nicht verlaſſen. 

Verunglückt das Schiff, ſo hat der Schiffsmann für Rettung der Perſonen 
und ihres Gepäcks, ſowie für Sicherſtellung der Schiffstheile, der Geräthſchaften 
und der Ladung den Anordnungen des Schiffers gemäß nach beſten Kräften 
zu ſorgen. 

$. 24. 

Wenn über die Zeit der Lohnzahlung nichts Anderes vereinbart ift, fo 
kann der Schiffsmann am Schluſſe jeder zweiten Woche die Auszahlung des 
verdienten Lohnes verlangen. 

9 25: 

Hinſichtlich der Aufkündigung eines auf unbeſtimmte Zeit eingegangenen 
Dienſtverhältniſſes, ſowie hinſichtlich der Vorausſetzungen, unter welchen dem 
Schiffseigner und dem Schiffsmanne das Recht zuſteht, die Auflöſung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Innehaltung einer 
Kündigungsfriſt zu verlangen, finden die Beſtimmungen der $$. 122 bis 124 a 
der Gewerbeordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß die ſofortige Entlaſſung 
des Schiffsmannes (F. 123 der Gewerbeordnung) auch ſtattfinden kann, wenn 
der Antritt oder die Fortſetzung der Reiſe durch den Eintritt des Winters ver⸗ 
hindert wird. 

Nach Antritt der Reiſe iſt der Schiffsmann verpflichtet, bis zur Beendigung 
der Reiſe und zur Entlöſchung des Schiffes im Dienſte zu bleiben, es ſei denn, 
daß ein den ſofortigen Austritt rechtfertigender Grund vorhanden iſt. 

Wird das Dienſtverhältniß vor der Ankunft des Schiffes am Beſtimmungs⸗ 
orte während der Reiſe aufgehoben, ſo hat der Schiffsmann Anſpruch auf die 
Koſten der Rückreiſe nach dem Orte, an welchem er in Dienſt getreten iſt. Dieſe 
Beſtimmung findet keine Anwendung, wenn der Schiffsmann ſich einer Handlung 
ſchuldig gemacht hat, welche geeignet iſt, feine fofortige Entlaſſung zu rechtfertigen. 

St ein die ſofortige Entlaſſung rechtfertigender Grund nicht vorhanden, ſo 
kann der Schiffsmann zwar jederzeit ſeines Dienſtes enthoben werden, jedoch un⸗ 
beſchadet ſeiner Entſchädigungsanſprüche für die Zeit bis zum Ende der vertrags⸗ 
mäßigen Dauer des Dienſtverhältniſſes oder bis zum Ablaufe der Kündigungsfriſt. 
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Vierter Abſchnitt. 
Frachtgeſchäft. 


F. 26 
Auf das Frachtgeſchäft zur Beförderung von Gütern auf Flüſſen und 
ſonſtigen Binnengewäſſern finden die Vorſchriften der Artikel 390 bis 393, 396 
bis 407, 408 Abſatz 1 und 3, 409 bis 412, 414 bis 420 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs inſoweit Anwendung, als nicht in dieſem Geſetze ein Anderes beſtimmt iſt. 


N 

Iſt das Schiff im Ganzen verfrachtet, ſo hat der Frachtführer dasſelbe 
zur Einnahme der Ladung an den von dem Abſender ihm angewieſenen Platz 
hinzulegen. 

Wenn die Anweiſung nicht rechtzeitig erfolgt, oder wenn die Waſſertiefe, 
die Sicherheit des Schiffes oder die örtlichen Verordnungen oder Einrichtungen 
die Befolgung der ertheilten Anweiſung nicht geſtatten, ſo kann der Frachtführer, 
falls der Abſender auf die Aufforderung nicht unverzüglich einen geeigneten Lade⸗ 
platz bezeichnet, an einem der ortsüblichen Ladeplätze anlegen. Er hat bei der 
Wahl des Ladeplatzes das Intereſſe des Abſenders thunlichſt zu berückſichtigen. 

Die Verladung an verſchiedenen Ladeplätzen des Abgangsortes vorzunehmen 
iſt der Frachtführer nur verpflichtet, wenn dies beſonders vereinbart iſt. Er hat 
in dieſem Falle Anſpruch auf Erſatz der entſtehenden Mehrkoſten. Die Dauer 
der Ladezeit wird durch die übernommene Verpflichtung nicht berührt. 


i $. 28. 

Sobald der Frachtführer zur Einnahme der Ladung bereit iſt, hat er dies 
dein Abſender anzuzeigen. 

Die Anzeige hat an einem Werktage vor dem Schluſſe der ortsüblichen 
Geſchäftsſtunden zu erfolgen. Eine ſpätere oder an einem Sonntage oder all⸗ 
gemeinen Feiertage erfolgte Anzeige gilt als am nächſten Werktage erfolgt. 

Weigert ſich der Abſender, den Zeitpunkt des Empfanges der Anzeige zu 
beſcheinigen, ſo iſt der Frachtführer befugt, auf Koſten des Abſenders eine 
öffentliche Urkunde darüber errichten zu laſſen. 


1 
Mit dem auf die Anzeige der Ladebereitſchaft folgenden Tage beginnt 
die Ladezeit. 
Die Ladezeit beträgt bei Ladungen 
bis zu 30 000 Kilogramm zwei Tage, 
: 50 000 5 drei Tage, 
100 000 . vier Tage 


3 


* 
und ſo fort in Stufen von 50 000 Kilogramm je einen Tag mehr für jede 
höhere Stufe bis zu Ladungen von 500 000 Kilogramm; von da ab ſteigt die 
Ladezeit für je 100 000 Kilogramm um je einen Tag. Bei Ladungen über 
1000 000 Kilogramm beträgt die Ladezeit achtzehn Tage. 

Bei der Berechnung kommen auch diejenigen Tage in Anſatz, an welchen 
der Abſender, wenngleich ohne ſein Verſchulden, an der Lieferung der Ladung 
verhindert iſt. Nicht in Anſatz kommen die Sonntage und allgemeinen Feiertage 
ſowie die Tage, an welchen durch zufällige Umſtände, insbeſondere durch Hoch⸗ 
waſſer oder Eisgefahr, die Verladung nicht nur der bedungenen, ſondern jeder 
Art von Gütern auf das Schiff verhindert iſt. 

Die Vorſchriften im Abſatz 2 finden nur inſoweit Anwendung, als nicht 
durch Vereinbarung oder Verordnung der höheren Verwaltungsbehörde ein 
Anderes beſtimmt iſt. 


F. 30. 

Wenn der Abſender die Ladung nicht ſo zeitig liefert, daß die Beladung 
innerhalb der Ladezeit vollendet werden kann, ſo gebührt dem Frachtführer 
Liegegeld für jeden Tag, um welchen in Folge deſſen die Ladezeit überſchritten 
wird. Für Tage, an denen die Schiffahrt geſchloſſen iſt, kann kein Liegegeld 
beanſprucht werden. 


Se. 

Die Beſtimmung des F. 30 gilt auch dann, wenn bedungen iſt, daß der 
Frachtführer nach Ablauf der Ladezeit noch länger auf die Ladung warten ſoll 
(Ueberliegezeit). 

Die Ueberliegezeit beginnt mit dem Ablaufe der Ladezeit. Auf die Dauer 
und die Berechnung der Ueberliegezeit finden die Beſtimmungen über die Ladezeit 
(F. 29 Abſatz 2 bis 4) mit der Maßgabe Anwendung, daß die Ueberliegezeit 
in Ermangelung einer beſonderen Vereinbarung höchſtens eine Woche beträgt. 


rer 
In Ermangelung vertragsmäßiger Feſtſetzung oder Verordnung der höheren 
Verwaltungsbehörde beträgt das Liegegeld für jeden Tag bei Schiffen von einer 
Tragfähigkeit 
bis zu 50 000 Kilogramm 12 Mark, 
100 000 . H dn 
und ſo fort in Stufen von 50 000 Kilogramm je drei Mark mehr für jede 
höhere Stufe. 
Ab Ueber die Tragfähigkeit entſcheidet der Inhalt des Schiffsbriefes ($. 126 
aß 3). 
Jeder angebrochene Tag wird als voller Tag gerechnet. 
Reichs Geſetzbl. 1895. 53 
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$. 33. 

Nach Ablauf der Ladezeit oder der etwa vereinbarten Ueberliegezeit ift der 
Frachtführer nicht verpflichtet, noch länger auf die Lieferung der Ladung zu 
warten. Er muß jedoch ſeinen Willen, nicht länger zu warten, 

bei Ladungen bis zu 10 000 Kilogramm ſpäteſtens einen Werktag, 

. . 2 50 000 . D zwei Werktage, 

. . über 50 000 . . drei Werktage 
vor Ablauf der Ladezeit oder der Ueberliegezeit dem Abſender erklären. Iſt dies 
nicht geſchehen, ſo läuft die Wartezeit nicht eher ab, als bis die Erklärung nach⸗ 
geholt iſt und ſeit dem Tage, an dem ſie erfolgt iſt, die vorſtehend bezeichneten 
Friſten verſtrichen ſind. Auf die Erklärung finden die Beſtimmungen im F. 28 
Abſatz 2, 3 entſprechende Anwendung. 

Die Wartezeit läuft in keinem Falle ab, bevor eine der Ladezeit gleich⸗ 
kommende Friſt ſeit dem Tage, an welchem das Schiff den Ladeplatz erreicht 
hat, verſtrichen iſt. 

H. 34 

Hat der Abſender bis zum Ablaufe der Wartezeit (F. 33) keine Ladung 
geliefert, ſo iſt der Frachtführer an den Vertrag nicht länger gebunden und 
befugt, von dem Abſender ein Drittel der bedungenen Fracht als Entſchädigung 
zu verlangen. Hierdurch wird ein bereits begründeter Anſpruch auf Liegegeld 
($$. 30, 31) nicht berührt. 

$. 35. 


Hat der Abſender bis zum Ablaufe der Wartezeit die Ladung nur theil⸗ 
weiſe geliefert, ſo iſt der Frachtführer befugt, ſofern der Abſender nicht von dem 
Vertrage zurücktritt (F. 36), die Reiſe mit der unvollſtändigen Ladung anzutreten. 
Auf Verlangen des Abſenders muß er die Reiſe jederzeit auch ohne die volle 
Ladung antreten. 

Ju dieſen Fällen gebührt dem Frachtführer nicht allein die Fracht für die 
volle Ladung und das etwaige Liegegeld, ſondern er iſt auch berechtigt, ſoweit 
ihm durch die Unvollſtändigkeit der Ladung die Sicherheit für die volle Fracht 
entgeht, die Beſtellung einer anderweitigen Sicherheit zu fordern. Außerdem ſind 
ihm die Mehrkoſten, welche in Folge der Unvollſtändigkeit der Ladung ihm etwa 
erwachſen, zu erſtatten. 

F. 36. 

Vor Antritt der Reiſe kann der Abſender von dem Vertrage unter der 
Verpflichtung zurücktreten, den Frachtführer nach Maßgabe des F. 34 zu ent 
ſchädigen. 

Macht der Abſender von dieſem Rechte Gebrauch, nachdem Ladung ge⸗ 
liefert iſt, ſo muß er auch die Koſten der Verladung und Wiederausladung tragen. 

Der Frachtführer iſt verpflichtet, den Aufenthalt, welchen die Wieder- 
ausladung verurſacht, ſich gefallen zu laſſen, ſelbſt wenn dadurch die Ladezeit 
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und eine etwa bedungene Ueberliegezeit überſchritten wird, wogegen ihm Liegegeld 
für die Zeit nach Ablauf der Ladezeit und außerdem Erſatz des durch die Ueber⸗ 
ſchreitung der Lade- und Ueberliegezeit entſtandenen Schadens gebührt, ſoweit der 
letztere den Betrag des Liegegeldes überſteigt. 

Der Frachtführer iſt, wenn der Abſender nach erklärtem Rücktritt die 
Wiederausladung über die Wartezeit hinaus verzögert, berechtigt, die Güter ſelbſt 
auszuladen und dieſelben gerichtlich oder in anderer ſicherer Weiſe niederzulegen. 


9,87; 

Nachdem die Reife angetreten ift, kann der Abſender die Wiederausladung 
der Güter vor Ankunft derſelben am Ablieferungsorte nur gegen Berichtigung 
der vollen Fracht ſowie aller ſonſtigen Forderungen des Frachtführers und gegen 
Berichtigung oder Sicherſtellung der Beiträge zur großen Haverei und der 
Bergungs- oder Hülfskoſten, welche auf den Gütern haften, fordern. 

Im Falle der Wiederausladung hat der Abſender nicht nur die hierdurch 
entſtandenen Mehrkoſten, ſondern auch den Schaden zu erſetzen, welcher aus dem 
durch die Wiederausladung verurſachten Aufenthalt dem Frachtführer entſteht. 


F. 38. 

Iſt nicht das Schiff im Ganzen, ſondern ein verhältnißmäßiger Theil oder 
ein beſtimmt bezeichneter Raum desſelben verfrachtet oder hat der Frachtvertrag 
Stückgüter im Gewichte von 10 000 Kilogramm oder mehr zum Gegenſtande, 
jo kommen die Vorſchriften der $$. 28 bis 37 mit folgenden Abweichungen zur 
Anwendung: 


1. die Ladezeit beträgt für den einzelnen Abſender bei einer von ihm zu 

liefernden Ladung 

bis zu 50 000 Kilogramm einen Tag, 

„100 000 . zwei Tage 
und fo fort in Stufen von 50 000 Kilogramm je einen Tag mehr 
für jede höhere Stufe bis zu Ladungen von 500 000 Kilogramm, 
von da ab ſteigt die Ladezeit für je 100 000 Kilogramm um je einen 
Tag; bei Ladungen über 1000000 Kilogramm beträgt die Ladezeit 
ſechszehn Tage. Eine Verpflichtung zur Entrichtung von Liegegeld 
($. 30) tritt jedoch in keinem Falle vor Ablauf von drei Tagen ſeit 
dem Zeitpunkte ein, mit welchem die Ladezeit einem der Abſender gegen⸗ 
über zuerſt zu laufen begonnen hat; der Frachtführer iſt indeß nicht 
berechtigt, von mehreren Abſendern gleichzeitig für denſelben Tag das 
Liegegeld mehrfach zu beanfpruchen; 

2. der Frachtführer erhält in den Fällen des §. 34 und des F. 36 Ab⸗ 
ſatz 1 als Entſchädigung nicht blos ein Drittel, ſondern die Hälfte 
der Fracht, es fei denn, daß ſänmmtliche Abſender keine Ladung liefern 
oder zurücktreten; 
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3. der Abſender kann in den Fällen der $$. 36, 37 die Wiederausladung 
nicht verlangen, wenn dieſelbe eine Verzögerung der Reiſe zur Folge 
haben oder eine Umladung oder Umſtauung nöthig machen würde, 
es ſei denn, daß zugleich die Genehmigung aller übrigen Abſender 
beigebracht und auch das Schiff durch die Wiederausladung nicht ge⸗ 
fährdet wird. Außerdem iſt der Abſender verpflichtet, die Mehrkoſten 
und den Schaden zu erſetzen, welche durch die Wiederausladung ent⸗ 
ſtehen. 

. 3 

Hat der Frachtvertrag Stückgüter im Gewichte von weniger als 10 000 Kilo⸗ 
gramm zum Gegenſtande, ſo muß der Abſender auf die Aufforderung des 
Frachtführers ohne Verzug die Lieferung bewirken. 

Erfolgt die Lieferung nicht unverzüglich, fo iſt der Frachtführer nicht ver⸗ 
pflichtet, auf die Lieferung der Güter zu warten, und kann, wenn er ohne die— 
ſelben die Reiſe antritt, die Hälfte der bedungenen Fracht als Entſchädigung 
beanſpruchen. 

Der Frachtführer, welcher den bezeichneten Anſpruch auf die Fracht gegen 
den ſäumigen Abſender geltend machen will, iſt bei Verluſt des Anſpruchs ver⸗ 
pflichtet, dies dem Abſender vor Antritt der Reiſe kundzugeben. Auf dieſe Er⸗ 
klärung findet die Vorſchrift im $. 28 Abſatz 3 Anwendung. 

Das Rücktrittsrecht des Abſenders, ſowie das Recht desſelben, die Wieder⸗ 
ausladung der Güter zu verlangen, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des §. 38. 


$. 40. 

In den Fällen der §§. 38 und 39 hat der Frachtführer an einem der 
ortsüblichen Ladeplätze anzulegen. Iſt durch Vereinbarung dem Abſender das 
Recht zur Anweiſung des Ladeplatzes eingeräumt, ſo finden die Beſtimmungen 
des F. 27 Abſatz 2 und 3 entſprechende Anwendung. 


F. 41. 
In Ermangelung einer beſonderen Vereinbarung hat der Abſender gepackte 
Güter auf das Schiff, loſe Güter in das Schiff zu liefern, der Frachtführer 
dagegen die weitere Verladung der Güter zu bewirken. 


§. 42. 

Der Frachtführer hat die ihm hinſichtlich der Beladung obliegenden 
Arbeiten mit thunlichſter Beſchleunigung auszuführen. Zur Uebernahme der 
Güter an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen iſt er nicht verpflichtet, es ſei 
denn, daß ein Nothfall vorliegt. 

Iſt über die Zeit, binnen welcher der Frachtführer den Transport bewirken 
ſoll, im Frachtvertrage nichts bedungen, ſo iſt die Reiſe binnen einer den Um— 
ſtänden des Falles angemeſſenen Friſt anzutreten. 
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. 
Der Frachtführer muß ſtatt der vertragsmäßigen andere von demſelben 
Abſender nach dem Ablieferungsorte ihm angebotene Güter annehmen, wenn 
dadurch ſeine Lage nicht verſchlechtert wird. 


F. 44. 


Iſt die Veförderung mittelſt eines beſtimmten Schiffes bedungen, ſo darf 
der Frachtführer die Güter nicht in ein anderes Schiff verladen oder umladen. 
Im Falle einer Zuwiderhandlung haftet er für jeden Schaden, in Anſehung 
deſſen er nicht beweiſt, daß derſelbe auch dann entſtanden und dem Abſender 
zur Saft gefallen fein würde, wenn die Güter nicht in das andere Schiff ver- 
laden worden wären. 

At die Beförderung mittelſt eines beſtimmten Schiffes nicht bedungen, fo 
darf der Frachtführer in Ermangelung einer entgegenſtehenden Vereinbarung be⸗ 
reits verladene Güter nicht ohne Erlaubniß des Abſenders in ein anderes Schiff 
umladen, widrigenfalls er für allen, in Folge der Umladung entſtehenden 
Schaden haftet. 

Auf die Umladung in ein anderes Schiff, welche in Fällen der Noth 
oder wegen niedrigen Waſſerſtandes erforderlich wird, ſowie auf die übliche Um⸗ 
ladung in Leichterſchiffe an Hafenplätzen finden die vorſtehenden Beſtimmungen 
keine Anwendung. 

8 

Der Abſender, welcher unrichtige Angaben über die verladenen Güter macht 
oder Güter zur Verladung bringt, deren Ausfuhr oder deren Einfuhr in den 
Ablieferungsort verboten iſt, oder welcher bei der Verladung die geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere die Polizei⸗, Steuer- oder Zollgeſetze übertritt, wird, ſofern 
ihm dabei ein Verſchulden zur Laſt fällt, nicht blos dem Frachtführer, ſondern 
auch den übrigen Ladungsbetheiligten, den beförderten Perſonen und der Schiffs⸗ 
beſatzung für den durch ſeine Handlungsweiſe veranlaßten Schaden verantwortlich. 

Dadurch, daß er mit Genehmigung des Frachtführers gehandelt hat, wird 
ſeine Verantwortlichkeit den übrigen Personen gegenüber nicht ausgeſchloſſen. 

Er kann aus der Einziehung der Güter keinen Grund herleiten, die 
Zahlung der Fracht zu verweigern. 

Gefährden die Güter das Schiff oder die übrige Ladung, ſo iſt der Fracht⸗ 
führer befugt, dieſelben an das Land zu ſetzen oder in dringenden Fällen über 
Bord zu werfen. 

§. 46. 

Iſt das Schiff im Ganzen verfrachtet, ſo hat der Frachtführer nach der 
Ankunft am Ablieferungsorte das Schiff zur Löſchung der Ladung an den ihm 
von dem Empfänger angewieſenen Platz hinzulegen. g g 

Wenn die Andweiſung nicht rechtzeitig erfolgt, oder wenn die Waſſertiefe, 
die Sicherheit des Schiffes oder die örtlichen Verordnungen oder Einrichtungen 
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die Befolgung der ertheilten Anweiſung nicht geſtatten, ſo kann der Frachtführer, 
falls der Empfänger auf die Aufforderung nicht unverzüglich einen geeigneten 
Löſchplatz bezeichnet, an einem der ortsüblichen Löſchplätze anlegen. Er hat bei 
der Wahl des Löſchplatzes das Intereſſe des Empfängers thunlichſt zu berückſichtigen. 

Die Ablieferung an verſchiedenen Orten des Löſchplatzes vorzunehmen iſt 
der Frachtführer nur verpflichtet, wenn dies beſonders vereinbart iſt. Er hat in 
dieſem Falle Anſpruch auf Erſatz der entſtehenden Mehrkoſten. Die Dauer der 
Löſchzeit wird durch die übernommene Verpflichtung nicht berührt. 


N #7. 

Sobald der Frachtführer zum Löſchen bereit iſt, hat er dies dem Empfänger 
anzuzeigen. 

Die Anzeige hat an einem Werktage vor dem Schluſſe der ortsüblichen 
Geſchäftsſtunden zu erfolgen. Eine ſpäter oder an einem Sonntage oder allgemeinen 
Feiertage erfolgte Anzeige gilt als am nächſten Werktage erfolgt. 

Weigert ſich der Empfänger, den Zeitpunkt des Empfanges der Anzeige zu 
beſcheinigen, ſo iſt der Frachtführer befugt, eine öffentliche Urkunde darüber auf 
Koſten des anderen Theiles errichten zu laſſen. 

Wenn der Empfänger nicht zu ermitteln iſt, ſo muß die Anzeige der 
Löſchbereitſchaft durch öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Weiſe erfolgen. 


§. 48. 

Mit dem auf die Anzeige der Löſchbereitſchaft folgenden Tage beginnt die 
Löſchzeit. 

Die Dauer der Löſchzeit beſtimmt ſich nach der auf die Ladezeit bezüglichen 
Vorſchrift im F. 29 Abſatz 2. 5 

Bei der Berechnung kommen auch diejenigen Tage in Anſatz, an welchen 
der Empfänger, wenngleich ohne ſein Verſchulden, die Ladung abzunehmen ver⸗ 
hindert iſt. Nicht in Anſatz kommen die Sonntage und allgemeinen Feiertage, 
ſowie die Tage, an welchen durch zufällige Umſtände, insbeſondere durch Hoch— 
waſſer oder Eisgefahr die Löſchung nicht nur der verladenen, ſondern jeder Art 
von Gütern verhindert iſt. 

Die Vorſchrift im Abſatz 2 findet nur inſoweit Anwendung, als nicht 
durch Vereinbarung oder Verordnung der höheren Verwaltungsbehörde ein 
Anderes beſtimmt iſt. 


9.49. 

Wenn der Empfänger die Ladung nicht bis zum Ablaufe der Löſchzeit ab⸗ 
nimmt, ſo gebührt dem Frachtführer Liegegeld für jeden Tag, um welchen in 
Folge deſſen die Löſchzeit überſchritten wird. Die Höhe des Liegegeldes beſtimmt 
ſich nach $. 32. 

Außer dem Liegegelde kann der Frachtführer auch den Erſatz eines höheren 
Schadens verlangen, welcher ihm durch die Ueberſchreitung der Löſchzeit erwächſt. 
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$. 50, 

Die Beſtimmung des F. 49 Abſatz 1 gilt auch dann, wenn bedungen iſt, 
daß der Frachtführer nach Ablauf der Löſchzeit noch weiter auf die Abnahme der 
Ladung warten ſoll (Ueberliegezeit). Der Erſatz eines das Liegegeld überſchreitenden 
Schadens kann in dieſem Falle nur wegen Ueberſchreitung der Ueberliegezeit 
verlangt werden. 

Die Ueberliegezeit beginnt mit dem Ablaufe der Löſchzeit. Auf die Dauer 
und die Berechnung derſelben finden die Beſtimmungen im $. 29 Abſatz 2 und 
§. 48 Abſatz 3 und 4 mit der Maßgabe Anwendung, daß die Ueberliegezeit in 
Ermangelung einer beſonderen Vereinbarung höchſtens eine Woche beträgt. 


5.51. 

Nach Ablauf der Löſchzeit oder der etwa vereinbarten Ueberliegezeit iſt der 
Frachtführer nicht verpflichtet, auf die Löſchung noch länger zu warten. Er muß 
jedoch ſeinen Willen, nicht länger zu warten, 

bei Ladungen bis zu 10 000 Kilogramm ſpäteſtens einen Werktag, 

. . » + 50000 . . zwei Werktage, 

. . über 50 000 . . drei Werktage 
vor Ablauf der Löſchzeit oder der Ueberliegezeit dem Empfänger erklären. Iſt 
dies nicht geſchehen, ſo läuft die Wartezeit nicht eher ab, als bis die Erklärung 
nachgeholt iſt und ſeit dem Tage, an dem ſie erfolgt iſt, die vorſtehend bezeichneten 
Friſten verſtrichen ſind. Auf die Erklärung finden die Beſtimmungen im §. 47 
Abſatz 2, 3 entſprechende Anwendung. * 

Die Wartezeit läuft in keinem Falle ab, bevor eine der Löſchzeit gleich- 
kommende Friſt ſeit dem Tage, an welchem das Schiff den Löſchplatz erreicht 
hat, verſtrichen iſt. 

$. 52. 

Nach Ablauf der Wartezeit iſt der Frachtführer berechtigt, die Löſchung 
ſelbſt vorzunehmen und die Güter in einem öffentlichen Lagerhauſe oder in anderer 
ſicherer Weiſe niederzulegen. N N 

Verweigert der Empfänger die Annahme oder iſt er nicht zu ermitteln, fo 
hat der Frachtführer den Abſender hiervon zu benachrichtigen und deſſen Anweiſung 
einzuholen. Iſt dies den Unmſtänden nach nicht thunlich oder der Abſender mit 
der Ertheilung der Anweiſung ſäumig oder dieſe nicht ausführbar, ſo kann der 
Frachtführer nach der Beſtimmung im Abſatz 1 verfahren, auch wenn die Wartezeit 
noch nicht abgelaufen iſt. h 

Von der Niederlegung hat der Frachtführer den Abfender und den 
Empfänger unverzüglich zu benachrichtigen. Iſt der Empfänger nicht zu ermitteln, 
ſo hat die Benachrichtigung durch öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher 

eiſe zu erfolgen. 
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Die $$. 47 bis 52 kommen auch dann zur Anwendung, wenn ein ver⸗ 
hältnißmäßiger Theil oder ein beſtimmt bezeichneter Raum des Schiffes verfrachtet 
iſt oder der Frachtvertrag Stückgüter im Gewichte von 10 000 Kilogramm oder 
mehr zum Gegenſtande hat. 
Die Löſchzeit beträgt für den einzelnen Empfänger bei einer von ihm ab⸗ 
zunehmenden Ladung 
bis zu 50 000 Kilogramm einen Tag, 
100 000 . zwei Tage 
und ſo fort in Stufen von 50 000 Kilogramm je einen Tag mehr für jede 
höhere Stufe bis zu Ladungen von 500 000 Kilogramm; von da ab ſteigt die 
Löſchzeit für je 100 000 Kilogramm um je einen Tag; bei Ladungen über 
1.000 000 Kilogramm beträgt die Löſchzeit ſechszehn Tage. Eine Verpflichtung zur 
Entrichtung von Liegegeld oder zum Schadenserſatze (F. 49) tritt jedoch in keinem 
Falle vor Ablauf von drei Tagen ſeit dem Zeitpunkte ein, mit welchem die Löſchzeit 
einem der Empfänger gegenüber zuerſt zu laufen begonnen hat. Der Fracht⸗ 
führer iſt indeß nicht berechtigt, von mehreren Empfängern gleichzeitig für den⸗ 
ſelben Tag das Liegegeld mehrfach zu beanſpruchen. 


F. 54. 


Hat der Frachtvertrag Stückgüter im Gewichte von weniger als 10 000 Kilo⸗ 
gramm zum Gegenſtande, ſo muß der Empfänger auf die Aufforderung des 
Frachtführers ohne Verzug die Abnahme bewirken. 

Hinſichtlich der Aufforderung findet F. 47 Abſatz 4 und hinſichtlich der 
Niederlegung des Gutes F. 52 entſprechende Anwendung. 

Für die Tage, um welche durch die Säumniß des Empfängers oder durch 
das Niederlegungsverfahren die Friſt, binnen welcher das Schiff würde entlöſcht 
worden ſein, überſchritten iſt, hat der Frachtführer Anſpruch auf Liegegeld un⸗ 
beſchadet des Rechts, einen höheren Schaden geltend zu machen. 

9 

Iſt in den Fällen der $$. 53 und 54 nach der getroffenen Vereinbarung 
dem Empfänger das Recht zur Anweiſung des Löſchplatzes eingeräumt, ſo finden 
die Beſtimmungen im §. 46 Abſatz 2 und 3 Anwendung. 


$. 56. 

Sofern nicht durch Vereinbarung ein Anderes beſtimmt iſt, hat der 
Empfänger gepackte Güter auf dem Schiffe, loſe Güter in dem Schiffe abzu— 
nehmen und die weitere Entladung zu bewirken. 

Unter der gleichen Vorausſetzung iſt in den Fällen der §§. 46 und 55 
auf Verlangen des Empfängers der Frachtführer gegen Erſatz der Mehrkoſten 


al 


verpflichtet, die Ablieferung an verſchiedenen Löſchplätzen des Ablieferungsortes 
vorzunehmen. Die Dauer der Löfchzeit wird hierdurch nicht berührt. 

Die Beſtimmungen des F. 42 finden entſprechende Anwendung. 

re 

Wenn zur Erleichterung des Schiffes die Ladung ganz oder theilweiſe in 
Leichterfahrzeuge übergeladen worden iſt, fo hat der Frachtführer dem Leichter⸗ 
ſchiffer eine Abſchrift des Frachtbriefes oder Ladeſcheines ſowie eine Beſcheinigung 
über die Ladung, die der Leichterſchiffer übernommen hat, zu behändigen. 

Die Dauer der Löſchzeit wird dadurch, daß die Ladung ganz oder theil- 
weiſe in Leichterfahrzeuge übergeladen worden iſt, nicht verändert, vielmehr theilen 
fi) Hauptſchiff und Leichterfahrzeug in dieſelbe nach dem Verhältniſſe der in dem 
Hauptſchiffe verbliebenen und der in das Leichterfahrzeug überſchlagenen Ladung. 
Ergeben ſich bei der Berechnung Bruchtheile, fo wird bis einhalb nach unten, 
über einhalb nach oben abgerundet. Hat ein Leichterſchiff Ladung von verſchie⸗ 
denen Hauptſchiffen übernommen, ſo berechnet ſich die Löſchfriſt ſelbſtändig für 
jede einzelne Ladung nach Maßgabe vorſtehender Grundſätze. 

Der Empfänger hat nach der Reihenfolge der Anzeigen der Löſchbereit— 
ſchaft die Löſchung vorzunehmen, iſt aber nicht verpflichtet, Hauptſchiff und 
Leichterſchiff gleichzeitig zu löſchen. 

Das von dem Empfänger bei Ueberſchreitung der Löſchzeit zu zahlende 
Liegegeld berechnet ſich nach der Tragfähigkeit desjenigen Schiffes, bei dem die 
Löſchzeit überſchritten iſt. Ä 

a 

Der Frachtführer haftet für den Schaden, welcher feit der Empfangnahme 
bis zur Ablieferung durch Verluſt oder Beſchädigung des Frachtgutes entſtanden 
iſt, ſofern er nicht beweiſt, daß der Verluſt oder die Beſchädigung durch Um⸗ 
ſtände herbeigeführt iſt, welche durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers 
nicht abgewendet werden konnten. 

Die Haftung des Frachtführers iſt insbeſondere ausgeſchloſſen, wenn der 
Verluſt oder die Beſchädigung aus einem mangelhaften Zuſtande des Schiffes 
nebſt Zubehör oder der Lade- oder Löſchgeräthſchaften entſtanden iſt, welcher trotz 
der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht zu entdecken war. 

Die Berechnung des zu leiſtenden Schadenserſatzes beſtimmt ſich nach 
Artikel 396 des Handelsgeſetzbuchs. 

Für Koſtbarkeiten, Gelder und Werthpapiere haftet der Frachtführer nur 
dann, wenn ihm dieſe Beſchaffenheit oder der Werth des Gutes angegeben iſt. 
9.59. 

Der Frachtführer haftet nicht: 

1. in Anſehung der Güter, welche nach Vereinbarung mit dem Abſender 

auf Deck verladen oder in Schiffen ohne Verdeck befördert werden, 
für den Schaden, welcher aus der mit dieſer Beförderungsweiſe 
verbundenen Gefahr entſtanden iſt) 
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2. in Anſehung der Güter, welche, obgleich ihre Natur eine Verpackung 
zum Schutze gegen Verluſt oder Beſchädigung auf dem Transport er⸗ 
fordert, nach Inhalt des Frachtbriefes oder Ladeſcheines unverpackt oder 
mit mangelhafter Verpackung aufgegeben ſind, 

für den Schaden, welcher aus der mit dem Mangel oder der 
mangelhaften Beſchaffenheit der Verpackung verbundenen Gefahr 
entſtanden ift; 


3. in Anſehung der Güter, deren Verladung und Ausladung von dem 
Abſender oder Empfänger beſorgt wird, 
für den Schaden, welcher aus der mit dem Verladen und Aus⸗ 


laden oder mit einer mangelhaften Verladung verbundenen Gefahr 
entſtanden iſt 


4. in Anſehung der Güter, welche vermöge ihrer eigenthümlichen natür⸗ 
lichen Beſchaffenheit der beſonderen Gefahr ausgeſetzt ſind, Verluſt oder 
Beſchädigung, namentlich Bruch, Roſt, inneren Verderb, außergewöhn⸗ 
liche Leckage, Austrocknung und Verſtreuung zu erleiden, 

für den Schaden, welcher aus dieſer Gefahr entſtanden ift; 
in Anſehung lebender Thiere, 


für den Schaden, welcher aus der mit der Beförderung dieſer 
Thiere für dieſelben verbundenen beſonderen Gefahr entſtanden iſt. 


SU 


Iſt ein Schaden eingetreten, welcher nach den Umſtänden des Falles aus 
einer der bezeichneten Gefahren entſtehen konnte, ſo wird bis zum Beweiſe des 
Gegentheils vermuthet, daß der Schaden aus der betreffenden Gefahr ent⸗ 
ſtanden iſt. 

Eine Befreiung von der Haftpflicht kann auf Grund der vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen nicht geltend gemacht werden, wenn nachgewieſen wird, daß der 
Schaden durch Verſchulden des Frachtführers oder ſeiner Leute entſtanden iſt. 


$. 60. 


Die Centralbehörden der Bundesſtaaten und bei den die Gebiete mehrerer 
Bundesſtaaten berührenden Waſſerſtraßen der Bundesrath find befugt, für ge 
wiſſe Güter zu beſtimmen, daß für ein Mindergewicht oder ein Mindermaß, das 
einhalb vom Hundert nicht überſteigt, der Frachtführer nicht verantwortlich ſein 
ſoll, es ſei denn, daß ihm nachweisbar ein Verſchulden zur Laſt fällt. 
£ Sind loſe geladene Güter von gleichartiger Beſchaffenheit für verſchiedene 
Empfänger an Bord, ohne daß die einzelnen Partien durch dichte Wände ge 
trennt lagern, ſo iſt das Mindergewicht oder Mindermaß und ebenſo ein etwaiges 
Uebergewicht oder Uebermaß unter die einzelnen Empfänger nach dem Verhältniſſe 
der für ſie beſtimmten Mengen zu vertheilen. 
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OL. 

Nach der Abnahme des Gutes durch den Empfangsberechtigten können 
wegen theilweiſen Verluſtes oder wegen Beſchädigung, welche äußerlich erkennbar 
waren, Anſprüche nur geltend gemacht werden, wenn vor der Abnahme der 
Zuſtand des Gutes durch gerichtlich ernannte Sachverſtändige feſtgeſtellt iſt. 

Wegen Verluſtes oder Beſchädigung, welche bei der Abnahme des Gutes 
äußerlich nicht erkennbar waren, kann der Frachtführer auch ſpäter in Anſpruch 
genommen werden, wenn die Feſtſtellung des Verluſtes oder der Beſchädigung 
ohne Verzug nach der Entdeckung und ſpäteſtens innerhalb einer Woche nach 
der Abnahme nachgeſucht worden iſt und bewieſen wird, daß der Verluſt oder 
die Beſchädigung während der Zeit ſeit der Uebernahme bis zur Ablieferung ent⸗ 
ſtanden iſt. 

Die Koſten einer von dem Empfangsberechtigten beantragten Feſtſtellung 
find von dem Frachtführer zu fragen, wenn ein Verluſt oder eine Beſchädigung 
ermittelt wird, für welche derſelbe Erfah leiſten muß. 

Der Frachtführer kann ſich auf die Beſtimmungen in Abſatz 1 und 2 nicht 
berufen, wenn der Verluſt oder die Beſchädigung durch bösliche Handlungsweiſe 
einer Perſon der Schiffsbeſatzung verurſacht iſt. 


$. 62. 

Wenn die Fracht nach Maß, Gewicht oder Menge der Güter bedungen 
iſt, ſo iſt die Angabe in dem Frachtbriefe oder Ladeſcheine über Maß, Gewicht 
oder Menge für die Berechnung der Fracht entſcheidend. In Ermangelung einer 
ſolchen Angabe iſt anzunehmen, daß Maß, Gewicht oder Menge der abgelieferten 
und nicht der übernommenen Güter für die Höhe der Fracht entſcheiden ſoll. 


F. 63. 

Für Güter, welche durch einen Unfall verloren gegangen ſind, iſt die 
Fracht nach dem Verhältniſſe des zur Zeit des Unfalls bereiks zurückgelegten Theiles 
der Reiſe zur ganzen Reiſe zu entrichten (Diſtanzfracht). 

Bei Berechnung der Diſtanzfracht kommt in Anſchlag nicht allein das 
Verhältniß der bereits zurückgelegten Entfernung, ſondern auch das Verhältniß 
des Aufwandes an Koſten, Zeit und Mühen, welche durchſchnittlich mit dem 
vollendeten und dem nicht vollendeten Theile der Reiſe verbunden ſind. 


F. 64. 

Für Güter, welche in Folge ihrer natürlichen Beſchaffenheit zu Grunde 
gegangen oder an Gewicht vermindert ſind, iſt die volle Fracht zu bezahlen. 
Das Gleiche gilt in Anſehung von Thieren, welche unterwegs geſtorben ſind. 

F. 65. 

In Ermangelung einer beſonderen Vereinbarung fallen die Unkosten der 

Schiffahrt, insbeſondere die Hafen-, Schleuſen⸗ Kanal⸗ und Brückengelder, die 
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Lootſengebühren ſowie die im regelmäßigen Verlaufe der Reiſe aufgewendeten 
Koften für Schlepplohn und Ableichterung dem Frachtführer zur Laſt; dagegen 
gehören die Ufer-, Krahn⸗ und Wiegegelder, imgleichen die Koſten einer auf 
Verlangen der Ladungsbetheiligten vorgenommenen Auseiſung ſowie die beſonderen 
Koſten, welche durch die auf Verlangen der Ladungsbetheiligten bewirkte Ueber⸗ 
nahme oder Ablieferung der Güter bei Eis, Sturm, Hochwaſſer, zur Nachtzeit 
oder an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen entſtehen, zu denjenigen Aus⸗ 
lagen und Aufwendungen, deren Erſatz der Frachtführer verlangen kann. 

Die Fälle der großen Haverei werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen 
nicht berührt. n 

$. 66. 

Enthält der Frachtbrief oder Ladeſchein die Beſtimmung, daß der Fracht⸗ 
führer franko abzuliefern hat, ſo ſteht dies im Zweifel der Geltendmachung des 
Pfandrechts des Frachtführers (Artikel 409 des Handelsgeſetzbuchs) wegen der Zoll⸗ 
gelder ſowie wegen der ſonſtigen Auslagen und der Liegegelder für die Zeit nach 
dem Antritt der Reiſe nicht entgegen. 


H. 67. 

Wird der Antritt der Reiſe durch Zufall dauernd verhindert, ſo tritt der 
Frachtvertrag außer Kraft, ohne daß der eine Theil zur Entſchädigung des anderen 
verpflichtet iſt. 

Als dauernde Verhinderung iſt es insbeſondere anzuſehen: 

1. wenn das Schiff, mit welchem die Beförderung zu erfolgen hatte, 
verloren geht, oder derart beſchädigt wird, daß die Reiſe nicht ohne 
eine umfaſſende Ausbeſſerung des Schiffes angetreten werden kann; als 
Ausbeſſerung dieſer Art gilt namentlich eine ſolche, welche die voll 
ſtändige Löſchung der Ladung nothwendig macht; 

2. wenn die zu befördernden Güter verloren gehen, vorausgeſetzt, daß ſie 
nicht blos nach Art und Gattung, ſondern ſpeziell im Frachtvertrage 
bezeichnet oder bereits verladen oder doch von dem Frachtführer über 
nommen waren. 


F. 68. 

Wird nach dem Antritt der Reiſe die Fortſetzung derſelben durch Zufall 
dauernd verhindert, fo finden die Beſtinnnungen des F. 67 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß für den zurückgelegten Theil der Reiſe Diſtanzfracht (§. 63 Abſatz 2) 
zu entrichten iſt. 

§. 69. 

Im Falle des Verluſtes oder der Beſchädigung des Schiffes iſt trotz der 
Auflöſung des Frachtvertrages der Schiffer verpflichtet, bei Abweſenheit der Be 
theiligten für das Beſte der Ladung zu ſorgen. Er iſt im Falle der Dringlichkeit 
berechtigt und verpflichtet, auch ohne vorherige Anfrage, je nachdem es den Um 
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ſtänden entſpricht, entweder die Ladung für Rechnung der Betheiligten mittelſt 
eines anderen Schiffes nach dem Ablieferungsorte befördern zu laſſen oder die 
Auflagerung derſelben zu bewirken. Von den getroffenen Maßregeln ſind die 
Betheiligten unverzüglich in Kenntniß zu ſetzen. 


$. 70. 

Wird der Antritt oder die Fortſetzung der Reiſe nicht dauernd, ſondern 
nur zeitweilig durch Naturereigniſſe oder Zufall verhindert, fo braucht der 2b» 
ſender die Aufhebung des Hinderniſſes nicht abzuwarten, er kann vielmehr vom 
Vertrage zurücktreten. 

In dieſem Falle ſind dem Frachtführer die Koſten der Vorbereitung der 
Reiſe, die Koſten der Wiederausladung und für den zurückgelegten Theil der 
Reiſe Diſtanzfracht (F. 63 Abſatz 2) zu vergüten. 

Muß der Frachtführer überwintern, ſo findet ein Rücktritt des Abſenders 
nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmung nicht ſtatt. In dieſem Falle iſt der 
Abſender zur Zurücknahme der Güter nur nach den Beſtimmungen der §. 36 
bis 39 berechtigt. 

§. 71. 

Auf Verlangen des Abſenders iſt demſelben von dem Frachtführer nach 
Verladung der Güter ein Ladeſchein auszuſtellen, durch welchen der Frachtführer 
ſich zur Auslieferung der Güter an den legitimirten Beſitzer des Scheines ver⸗ 
pflichtet. Das Verlangen iſt vor Beginn der Verladung der Güter zu ſtellen. 

Der Ladeſchein hat außer den im Artikel 414 des Handelsgeſetzbuchs auf 
geführten Angaben auch die Bezeichnung des Schiffes zu enthalten, in welches 
die Güter verladen ſind. 

Wird der Ladeſchein an die Order einer Perſon ausgeſtellt, welche am 
Ablieferungsorte weder ihren Wohnſitz noch eine Niederlaſſung hat, ſo kann der 
Frachtführer die Bezeichnung einer Meldeadreſſe verlangen, bei welcher ihm nach 
der Ankunft am Ablieferungsorte die Perſon des Ladeſcheinbeſitzers bekannt zu 
geben iſt. Die Meldeadreſſe iſt auf dem Ladeſcheine zu vermerken. 
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Nr} 

Die Uebergabe des Ladeſcheines an den legitimirten Beſitzer hat, ſobald die 
Güter von dem Frachtführer übernommen ſind, für den Erwerb der von der 
Uebergabe abhängigen Rechte dieſelben rechtlichen Wirkungen wie die Uebergabe 
der Güter. 

sein. 

Der Frachtführer haftet für die Richtigkeit der im Ladeſcheine enthaltenen 
Bezeichnung der Zahl, des Maßes oder des Gewichtes der verladenen Guter, es 
ſei denn, daß durch den Zuſatz: „Zahl, Maß, Gewicht unbekannt“ oder durch 
einen gleichbedeutenden Vermerk erſichtlich gemacht iſt, daß die Güter dem Fracht⸗ 
führer nicht zugezählt, zugemeſſen oder zugewogen ſind. 


. 


Erklärt ſich der Abſender bereit, die Zuzählung, Zumeſſung oder Zuwiegung 
der Güter auf ſeine Koſten vornehmen zu laſſen, ſo iſt der Frachtführer nicht 
berechtigt, einen Zuſatz der im Abſatz 1 bezeichneten Art in den Ladeſchein auf 
zunehmen. 

Die Beſtimmungen des F. 60 bleiben unberührt. 

$. 74. 

Der Frachtführer haftet für die Richtigkeit der im Ladeſcheine enthaltenen 
Bezeichnung der Güter, ſofern er nicht beweiſt, daß die Unrichtigkeit der Be⸗ 
zeichnung bei Anwendung der Sorgfalt eines gewöhnlichen Frachtführers nicht 
zu erkennen war. 

Sind dem Frachtführer die Güter in Verpackung oder in geſchloſſenen 
Gefäßen übergeben und iſt dies aus dem Ladeſcheine zu erſehen, ſo trifft den 
Frachtführer keine Verantwortlichkeit für die richtige Bezeichnung des Inhalts, 
es ſei denn, daß ihm eine bösliche Handlungsweiſe nachgewieſen wird. 

§. 75. 

In den Fällen des F. 73 Abſatz 1 und des F. 74 beſchränkt ſich die 
Haftung des Frachtführers auf den Erſatz des Minderwerths, welcher aus der 
Nichtübereinſtimmung der Güter mit der im Ladeſcheine enthaltenen Bezeichnung 
ſich ergiebt. Fällt dem Frachtführer eine bösliche Handlungsweiſe zur Laſt, fo 
hat er den vollen Schaden zu erſetzen. 


$. 76. 

Uebernimmt der Frachtführer Güter, deren Beſchädigung, ſchlechte Bez 
ſchaffenheit oder mangelhafte Verpackung bei der Verladung äußerlich erkennbar 
iſt, ſo hat er den Mangel im Ladeſcheine zu vermerken, widrigenfalls er dem 
Empfänger für den aus dem Mangel ſich ergebenden Minderwerth der Güter 
verantwortlich iſt. 

N 

Für Verluſt oder Beſchädigung von Reiſegepäck haftet der Schiffseigner, 
ſofern das Gepäck von dem Schiffer oder einer dazu beſtellten Perſon übernommen 
iſt, in gleicher Weiſe wie der Frachtführer für Frachtgüter. 

Er hat wegen des Frachtgeldes ein Pfandrecht an dem Gepäck, ſolange 
dasſelbe zurückbehalten oder niedergelegt iſt. Die Wirkungen und die Geltend⸗ 
machung des Pfandrechts beſtimmen ſich im Uebrigen nach den für das Pfand⸗ 
recht des Frachtführers an den Frachtgütern geltenden Vorſchriften. 


Fünfter Abſchnitt. 
Haverei. 
§. 78 
Große Haverei ſind alle Schäden, welche einem Schiffe oder der Ladung 
desſelben oder beiden zum Zweck der Errettung beider aus einer gemeinſamen 
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Gefahr von dem Schiffer oder auf deſſen Geheiß vorſätzlich zugefügt werden, 
ſowie auch die durch ſolche Maßregeln ferner verurſachten Schäden einſchließlich 
des Verluſtes der Fracht für aufgeopferte Güter, desgleichen die Koſten, welche 
zu dem bezeichneten Zweck von dem Schiffer oder nach ſeiner Anweiſung von 
einem der Ladungsbetheiligten aufgewendet werden. 

Die große Haverei wird von Schiff und Ladung gemeinſchaftlich getragen; 
die Havereivertheilung tritt jedoch nur ein, wenn ſowohl das Schiff als auch die 
Ladung und zwar jeder dieſer Gegenſtände entweder ganz oder theilweiſe wirklich 
gerettet worden ſind. 

Alle nicht zur großen Haverei gehörigen, durch einen Unfall verurſachten 
Schäden und Koſten (beſondere Haverei) werden von den Eigenthümern des 
Schiffes und der Ladung, von jedem für ſich allein getragen. 


$. 79. 

Die Anwendung der Beſtimmungen über große Haverei wird dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, daß die Gefahr in Folge des Verſchuldens eines Dritten oder 
auch eines Betheiligten herbeigeführt iſt. 

Der Betheiligte, welchem ein ſolches Verſchulden zur Laſt fällt, kann 
jedoch wegen der ihm etwa entſtandenen Schäden keine Vergütung fordern und 
iſt den Beitragspflichtigen für den Verluſt verantwortlich, welchen ſie dadurch 
erleiden, daß der Schaden als große Haverei zur Vertheilung kommt. 

Sit die Gefahr durch eine Perſon der Schiffsbeſatzung verſchuldet, jo trägt 
die Folgen dieſes Verſchuldens auch der Schiffseigner nach Maßgabe der SS. 3 
und 4. 


$. 80. 


Die Verpflichtung, von einem geretteten Gegenſtande beizutragen, wird 
dadurch, daß derſelbe ſpäter von beſonderer Haverei betroffen wird, nur dann 
vollſtändig aufgehoben, wenn der Gegenſtand ganz verloren geht. 


F. 81. 

Der Anſpruch auf Vergütung einer zur großen Haverei gehörenden Be⸗ 
ſchädigung wird durch eine beſondere Haverei, welche den beſchädigten Gegenſtand 
ſpäter trifft, ſei es, daß er von Neuem beſchädigt wird oder ganz verloren geht, 
nur inſoweit aufgehoben, als bewieſen wird, daß der ſpätere Unfall mit dem 
früheren nicht allein in keinem Zuſammenhange ſteht, ſondern daß er auch den 
früheren Schaden nach ſich gezogen haben würde, wenn dieſer nicht bereits ent— 
ſtanden geweſen wäre. | 

Sind jedoch vor Eintritt des ſpäteren Unfalls zur Wiederherſtellung des 
beſchädigten Gegenſtandes bereits Aufwendungen gemacht, ſo bleibt rückſichtlich 
dieſer der Anſpruch auf Vergütung beſtehen. 
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§. 82 


In Bezug auf den Umfang der großen Haverei gelten, ſofern die allge⸗ 
meinen Vorausſetzungen derſelben vorhanden ſind, die folgenden Beſtimmungen: 
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Wenn Waaren, Schiffstheile oder Schiffsgeräthſchaften über Bord 
geworfen, Taue oder Segel weggeſchnitten, Maſten, Anker, Ankertaue 
oder Ankerketten gekappt worden ſind, ſo gehören zur großen Haverei 
ſowohl dieſe Schäden ſelbſt, als die durch ſolche Maßregeln an Schiff 
oder Ladung ferner verurſachten Schäden. 


Wenn zur Erleichterung des Schiffes die Ladung ganz oder theilweiſe 


in Leichterfahrzeuge übergeladen worden iſt, ſo gehört zur großen 
Haverei ſowohl der Leichterlohn, als der Schaden, welcher bei dem 
Ueberladen in das Leichterfahrzeug oder bei dem Rückladen in das 
Schiff der Ladung oder dem Schiffe zugefügt worden iſt, ſowie der 
Schaden, welcher die Ladung auf dem Leichterfahrzeuge betroffen hat. 

Muß die Erleichterung im regelmäßigen Verlaufe der Reife er⸗ 
folgen, ſo liegt große Haverei nicht vor. 


Wenn das Schiff abſichtlich feſtgefahren iſt, um das Sinken desſelben 


abzuwenden, oder wenn das Schiff abſichtlich zum Sinken gebracht 
iſt, um eine Zerſtörung desſelben und der Ladung durch Feuer zu 
verhüten, ſo gehören zur großen Haverei ſowohl die durch die Maß⸗ 
regel entſtandenen Schäden als auch die Koſten und Schäden der 
Abbringung oder Hebung. 

Wird das Schiff nicht abgebracht oder gehoben oder wird es 
nach der Abbringung oder Hebung als reparaturunfähig befunden, fo 
findet eine Havereivertheilung nicht ſtatt. 

Iſt das Schiff geſunken, ohne daß dies zur Rettung von Schiff 
und Ladung vorſätzlich herbeigeführt war, ſo gehören zwar nicht die 
durch den Unfall veranfaßten Schäden, wohl aber die zur gemeinſamen 
Hebung von Schiff und Ladung verwendeten Koſten ſowie die zu 
dieſem Zweck dem Schiffe oder der Ladung abſichtlich zugefügten 
Schäden zur großen Haverei. 


Wenn zur Abwendung einer durch Eisgang oder durch andere Um⸗ 


ſtände verurſachten Gefahr, zu deren Beſeitigung die ordnungsmäßige 
Bemannung des Schiffes nicht ausreicht, Hülfsmannſchaften oder 
Schleppdampfer angenommen werden, ſo gehören die hierdurch ent⸗ 
ſtehenden Koſten und Schäden zur großen Haverei. Erfolgt die An⸗ 
nahme von Schleppdampfern oder Hülfsmannſchaften im regelmäßigen 
Verlaufe der Reiſe, ſo liegt große Haverei nicht vor. 


Wenn das Schiff wegen Eintritts des Winterfroſtes gezwungen iſt, 


einen Zwiſchenhafen aufzusuchen, ſo gehören zur großen Haverei die 
Koſten des Ein⸗ und Auslaufens, die Schlepplöhne, die Hafengebühren, 


die für die Bewachung des beladenen Schiffes erforderlich gewordenen 
Koſten und, wenn zur Erleichterung des Schiffes die Ladung ganz 
oder theilweiſe in Leichterfahrzeuge übergeladen worden iſt, der Leichter⸗ 
lohn, ſowie der durch die Leichterung entſtandene Schaden gemäß der 
Beſtimmung unter Nr. 2. 


83. 

Wird außer dem Falle des §. 82 Nr. 5 das Schiff genöthigt, die Reife 
zu unterbrechen und an einem Zwiſchenorte liegen zu bleiben, ſo gehören die 
durch den Aufenthalt an dieſem Orte entſtehenden Koſten und Schäden nicht zur 
großen Haverei. 

F. 84. 

Wenn durch die Auseinanderſetzung unter den Betheiligten Koſten entſtehen, 
ſo gehören auch dieſe Koſten zur großen Haverei. Dies gilt insbeſondere von 
den Koften für die Ermittelung der Schäden und für die Aufſtellung der 
Rechnung über die große Haverei (Dispache). 


§. 85. 

In Bezug auf den Umfang und die Berechnung der für die große 
Haverei zu beanſpruchenden Vergütungen und der für dieſelbe zu leiſtenden Bei⸗ 
träge finden die auf die Seeſchiffahrt bezüglichen Beſtimmungen der Artikel 711 
bis 722, 724 bis 726 des Handelsgeſetzbuchs entſprechende Anwendung. Güter, 
welche ſich zur Zeit des Havereifalles in einem Leichterfahrzeuge befunden haben 
(Handelsgeſetzbuch Artikel 720), ſind jedoch nur unter der Vorausſetzung beitrags⸗ 
pflichtig, daß ſie ſich mit dem Schiffe in Gefahr befunden haben. Auch findet 
bei der Ermittelung des von der Ladung zu leiſtenden Beitrags (Handelsgeſetzbuch 
Artikel 721) ein Abzug des Zolles für gerettete Güter nur inſoweit ſtatt, als der 
Zoll noch nicht entrichtet iſt. 

Bei der Schadensberechnung bleiben die Beſchädigungen und Verluſte 
außer Anſatz, welche betreffen: 

1. diejenigen Güter, über die weder ein Frachtbrief oder Ladeſchein aus⸗ 

geſtellt iſt, noch das Manifeſt oder Ladebuch Auskunft giebt; 

2. die Koſtbarkeiten, Gelder und Werthpapiere, welche dem Frachtführer 

nicht bezeichnet ſind. 

Die Ausnahme unter Nr. 1 gilt nicht für den Hafenverkehr. 

F. 86. 
Die Vertheilung der Schäden erfolgt an dem Orte, wo die Reiſe endet. 
d 
Die Dispache iſt von dem Schiffer unverzüglich aufzuſtellen. f 
Dterſelbe iſt berechtigt und auf Verlangen eines Betheiligten verpflichtet, 
die Aufſtellung einem Sachverſtändigen (Dispacheur) zu übertragen. In Er: 
Reichs Geſetzbl. 1895. 55 
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mangelung eines für Havereifälle bei der Binnen- oder Seeſchiffahrt ein für 
allemal beſtellten Dispacheurs hat auf Antrag das Amtsgericht eine geeignete 
Perſon als Dispacheur beſonders zu beſtellen. 

Jeder Betheiligte iſt verpflichtet, die zur Aufſtellung der Dispache erforder⸗ 
lichen Urkunden, ſoweit er ſie zu ſeiner Verfügung hat, insbeſondere Frachtbriefe, 
Ladeſcheine und Fakturen, dem Schiffer oder Dispacheur mitzutheilen. 

Den Landesgeſetzen bleibt vorbehalten, über das Verfahren bei Aufſtellung 
der Dispache und über die Ausführung derſelben Beſtimmungen zu treffen. 


E 88 
Wird die Aufſtellung der Dispache verzögert, ſo iſt jeder Betheiligte, un⸗ 
beſchadet ſeines Anſpruchs auf Erſatz des durch die Verzögerung entſtandenen 
Schadens, befugt, die Aufſtellung der Dispache durch einen Dispacheur ſelbſt 
zu veranlaſſen und zu betreiben. 


$. 89. 

Die Vergütungsberechtigten haben wegen der von dem Schiffe zu ent⸗ 
richtenden Beiträge die Rechte von Schiffsgläubigern ($$. 102 bis 116). 

Auch in Anſehung der beitragspflichtigen Güter ſteht den Vergütungs⸗ 
berechtigten an den einzelnen Gütern wegen des von dieſen zu entrichtenden 
Beitrags ein Pfandrecht mit den im F. 41 der Konkursordnung bezeichneten 
Wirkungen zu. Das Pfandrecht kann jedoch nach der Auslieferung der Güter. 
nicht zum Nachtheile des dritten Erwerbers, welcher den Beſitz in gutem Glauben 
erlangt hat, geltend gemacht werden. 

Das an den beitragspflichtigen Gütern den Vergütungsberechtigten zu⸗ 
ſtehende Pfandrecht wird für ſämmtliche Berechtigte durch den Frachtführer aus⸗ 
geübt. Die Geltendmachung des Pfandrechts durch den Frachtführer erfolgt, 
ſofern ein vollſtreckbarer Titel nicht vorhanden iſt, unter entſprechender Anwendung 
der Vorſchriften im Artikel 409 Abſatz 2, 3 des Handelsgeſetzbuchs. 


0 

Eine perſönliche Verpflichtung zur Entrichtung des Beitrags wird durch 
den Havereifall nicht begründet. 

Der Empfänger beitragspflichtiger Güter wird jedoch, wenn ihm bei der 
Annahme der Güter bekannt iſt, daß davon ein Beitrag zu entrichten ſei, für 
den letzteren inſoweit perſönlich verpflichtet, als der Beitrag, falls die Auslieferung 
nicht erfolgt wäre, aus den Gütern hätte geleiſtet werden können. 


F. 91. 

Der Schiffer darf Güter, auf welchen Havereibeiträge haften, vor deren 
Berichtigung oder Sicherſtellung nicht ausliefern, widrigenfalls er für die Bei 
träge inſoweit verantwortlich wird, als dieſe, falls die Auslieferung nicht erfolgt 
wäre, aus den Gütern hätten geleiſtet werden können. 
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Gegen Hinterlegung des beanſpruchten Beitrags bei Gericht oder bei einer 
anderen öffentlichen Hinterlegungsſtelle hat die Auslieferung der Güter zu erfolgen. 
| Wird dieſe Hinterlegung verzögert, fo iſt der Schiffer berechtigt, die Güter 
in einem öffentlichen Lagerhauſe oder in anderer ſicherer Weiſe niederzulegen. 


| Sechſter Abſchuitt. 
Zuſammenſtoß von Schiffen, Bergung und Huͤlfeleiſtung. 


9592. 
In Bezug auf die Schadenserſatzpflicht beim Zuſammenſtoße von Schiffen 
auf Fluͤſſen oder ſonſtigen Binnengewäſſern finden die Vorſchriften der Artikel 736 
bis 741 des Handelsgeſetzbuchs mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 
an die Stelle des Rheders der Schiffseigner tritt. 


$. 93. 

Wird ein in Gefahr befindliches, von der Schiffsbeſatzung verlaſſenes 
Schiff, oder wird aus einem ſolchen, vom Untergange unmittelbar bedrohten 
Schiffe die Ladung ganz oder theilweiſe geborgen, ſo hat der Berger Anſpruch 
auf Bergelohn. 

Wird außer den bezeichneten Fällen ein Schiff oder deſſen Ladung aus 
einer Schiffahrtsgefahr durch die Hülfe dritter Perſonen gerettet, ſo haben dieſe 
Anſpruch auf Hülfslohn. 

Der Beſatzung des Schiffes ſteht ein Anſpruch auf Berge: oder Hülfslohn 
nicht zu. 

F. 94. 

In Ermangelung einer Vereinbarung wird die Höhe des Berge: oder 
Hülfslohnes unter Berückſichtigung der Umſtände des Falles durch das Gericht 
nach billigem Ermeſſen feſtgeſetzt. 

Der Berge- und Huͤlfslohn umfaßt zugleich die Vergütung für die Auf 
wendungen, welche zum Zweck des Bergens und Rettens geſchehen ſind. 

Nicht darin enthalten ſind die Koſten und Gebühren der Behörden, die 

Koſten für die Aufbewahrung, Erhaltung, Abſchätzung und Veräußerung der 
geborgenen oder geretteten Gegenſtände, ſowie die auf dieſen ruhenden Zölle und 
ſonſtigen Abgaben. 
N Bei der Beſtimmung des Betrages des Berge- oder Hülfslohnes kommen 
insbeſondere in Anſchlag: der bewieſene Eifer, die verwendete Zeit, die geleiſteten 
Dienſte, die geſchehenen Aufwendungen, die Zahl der thätig geweſenen Perſonen, 
die Gefahr, welcher dieſelben ihre Perſon, ihre Fahrzeuge oder ihre Geräthe aus» 
geſetzt haben, ſowie die Gefahr, welche den geborgenen oder geretteten Gegen 
ſtänden gedroht hat, und der nach Abzug der Koften bias 3) verbliebene 
Werth derſelben. 


Dom 
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$. 95. 

Haben ſich mehrere Perſonen an der Bergung oder Hülfeleiſtung betheiligt, 
ſo wird der Berge- oder Hülfslohn unter dieſelben nach Maßgabe der perſönlichen 
und ſachlichen Leiſtungen der Einzelnen vertheilt 

Zur entſprechenden Theilnahme ſind auch diejenigen berechtigt, welche ſich 
in derſelben Gefahr der Rettung von Menſchen unterzogen haben. 

Wird ein Schiff oder deſſen Ladung von einem anderen Schiffe geborgen 
oder gerettet, ſo hat der Schiffseigner des letzteren einen angemeſſenen Theil des 
Berge⸗ oder Hülfslohnes zu beanſpruchen. 


$. 96. 
Auf Berge- und Hülfslohn hat keinen Anſpruch: 
1. wer feine Dienſte aufgedrungen, insbeſondere wer ohne Erlaubniß des 
anweſenden Schiffers das Schiff betreten hat; 
2. wer von den geborgenen Gegenſtänden dem Schiffer, dem Eigenthümer 
oder der zuſtändigen Behörde nicht ſofort Anzeige gemacht hat. 


d. . 

Wegen der Bergungs- und Hülfskoſten, einſchließlich des Berge⸗ und 
Hülfslohnes, ſtehen dem Gläubiger im Falle der Rettung des Schiffes die Rechte 
der Schiffsgläubiger ($$. 102 bis 116) und im Falle der Rettung von Gütern 
ein Pfandrecht an dieſen mit den im $. 41 der Konkursordnung bezeichneten 
Wirkungen zu. Geborgene Gegenſtände können bis zur Sicherheitsleiſtung zurück— 
behalten werden. . 

Die Pfandklage kann hinſichtlich des Schiffes und der Fracht und, ſolange 
die Ladungsgüter noch nicht ausgeliefert ſind, auch hinſichtlich dieſer gegen den 
Schiffer gerichtet werden. Zuſtändig iſt das Gericht, in deſſen Bezirk die Bergung 
oder Hülfeleiſtung ſtattgefunden hat. 


8 


Nach Auslieferung der Güter kann das Pfandrecht nicht zum Nachtheile 
eines dritten Erwerbers geltend gemacht werden, welcher den Beſitz der geborgenen 
oder geretteten Güter in gutem Glauben erlangt hat. 


$. 99. 


Der Schiffer darf die Güter vor Befriedigung oder Sicherſtellung des 
Gläubigers nicht ausliefern, widrigenfalls er dem Glaͤubiger inſoweit verantwortlich 
wird, als dieſer, wenn die Auslieferung nicht bewirkt wäre, aus den Gütern 
hätte befriedigt werden können. 

Hat der Schiffseigner die Auslieferung der Güter angeordnet, ſo finden 
die Vorſchriften im §. 7 Abſatz 2, 3 Anwendung. 
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§. 100. 

Eine perſönliche Verpflichtung zur Entrichtung der Bergungs- und Hülfs⸗ 
koſten wird durch die Bergung oder Rettung nicht begründet. 

Der Empfänger von Gütern wird jedoch, wenn ihm bei der Annahme 
bekannt iſt, daß davon Bergungs- oder Hülfskoſten zu berichtigen find, für dieſe 
Koſten inſoweit perſönlich verpflichtet, als ſie, falls die Auslieferung nicht erfolgt 
wäre, aus den Gütern hätten berichtigt werden können. 

Sind noch andere Gegenſtände gemeinſchaftlich mit den ausgelieferten 
Gütern geborgen oder gerettet, ſo geht die perſönliche Haftung des Empfängers 
nicht über den Betrag hinaus, welcher bei Vertheilung der Koſten über ſämmt— 
liche Gegenſtände auf die ausgelieferten Güter fällt. 


X. 

Für die der Sce zunächſt gelegenen Binnengewäſſer können durch Ver⸗ 
ordnung der Landesregierungen hinſichtlich des Verfahrens bei der Bergung und 
Hülfeleiſtung und hinſichtlich der zuſtändigen Behörden, ſowie hinſichtlich der Be- 
bandlung der geborgenen Gegenſtände und der Feſtſetzung der Bergungs⸗ und 
Hülfskoſten die für die Seeſchiffahrt geltenden Vorſchriften für anwendbar er 
klärt werden. 


Siebenter Abſchnitt. 
Schiffsglaͤubiger. 


§. 102. 

Die nachſtehenden Forderungen gewähren die Rechte eines Schiffsgläubigers: 
1. die öffentlichen Schiffs⸗ und Schiffahrtsabgaben, insbeſondere die 
Brücken⸗, Schleuſen⸗, Kanal- und Hafengelder 

die aus den Dienſtverträgen herrührenden Forderungen der Schiffs⸗ 
beſatzung 

3. die Lootſengelder, ſowie die Bergungs- und Hülfskoſten, einſchließlich 

des Berge- und Hülfslohnes; 

die Beiträge des Schiffes zur großen Haverei; 

die Forderungen aus Geſchäften, welche der Schiffer außerhalb 
der im F. 15 bezeichneten Orte zur Abwendung einer dringenden Ge⸗ 
fahr von Schiff oder Ladung geſchloſſen hat, auch wenn der Schiffer 
Eigenthümer oder Miteigenthümer des Schiffes iſt 

4. die Forderungen wegen Nichtablieferung oder Beſchädigung der Ladungs⸗ 

güter und des im $. 77 bezeichneten Neifegepäds; 

5. die nicht unter eine der vorigen Nummern fallenden Forderungen aus 

Rechtsgeſchäften, welche der Schiffer als ſolcher kraft ſeiner geſetzlichen 
Befugniſſe ($$. 15, 16) und nicht mit Bezug auf eine Vollmacht ge⸗ 
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ſchloſſen hat, ſowie die nicht unter eine der vorigen Nummern fallenden 
Forderungen wegen Nichterfüllung oder wegen unvollſtändiger oder 
mangelhafter Erfüllung eines von dem Schiffseigner geſchloſſenen Ver⸗ 
trages, inſofern deſſen Ausführung zu den Dienſtobliegenheiten des 
Schiffers gehört hat ($. 4 Nr. 2); 

die Forderungen aus dem Verſchulden einer Perſon der Schiffs⸗ 
beſatzung ($. 3, F. 4 Nr. 3), auch wenn dieſelbe Eigenthümer oder 
Miteigenthümer des Schiffes iſt; 

6. die Forderungen, welche der Berufsgenoſſenſchaft aus den Geſetzen über 
die Unfallverſicherung, ſowie den Gemeinden und Krankenkaſſen nach 
den Geſetzen über die Krankenverſicherung gegen den Schiffseigner zu⸗ 
ſtehen. 

10. 

Die Schiffsgläubiger haben an dem Schiffe nebſt Zubehör ein Pfandrecht 

mit der im F. 41 der Konkursordnung bezeichneten Wirkung. 

Das Pfandrecht iſt gegen jeden dritten Beſitzer des Schiffes verfolgbar. 

Die Befriedigung aus dem Pfande erfolgt auf Grund eines vollſtreckbaxen 

Titels nach den Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung. 


$. 104. 

Das Pfandrecht der Schiffsgläubiger erſtreckt ſich außerdem auf die Brutto⸗ 
fracht derjenigen Frachtfahrt, aus welcher ihre Forderung entſtanden iſt. 

Für die im F. 102 unter Nr. 2 aufgeführten Forderungen der Schiffs⸗ 
beſatzung beſteht ein Pfandrecht an der Fracht der ſämmtlichen Frachtfahrten, 
welche unter den Dienſtvertrag fallen, aus dem die Forderungen entſtanden ſind. 

Als Frachtfahrt gilt jede Reiſe, welche entweder auf Grund eines neuen 
Frachtvertrages oder nach vollſtändiger Löſchung der Ladung angetreten wird. 

Der Fracht ſteht im Sinne dieſes Abſchnitts das für die Beförderung von 
Perſonen zu entrichtende Fahrgeld und bei Schleppſchiffen der Schlepplohn gleich. 


$. 105. 
Das einem Schiffsgläubiger zuſtehende Pfandrecht gilt in gleichem Maße 
für Kapital, Zinſen und Koſten. 
$. 106. 

8 Von den im $. 102 unter Nr. 1 bis 5 aufgeführten Forderungen gehen 
die eine ſpätere Frachtfahrt betreffenden denjenigen vor, welche eine frühere Fracht— 
fahrt betreffen. Zu den die letzte Frachtfahrt betreffenden Forderungen werden 
auch diejenigen gerechnet, welche nach Beendigung dieſer Frachtfahrt ent 
ſtanden find. 

Fauür die im $. 102 unter Nr. 2 aufgeführten Forderungen der Schiffs⸗ 
beſatzung beſtimmt ſich das Vorzugsrecht nach der letzten Frachtfahrt, welche 
unter den Dienſtvertrag fällt, aus dem die Forderungen entſtanden ſind. 
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$. 107. 

Die Rangordnung der Forderungen, welche diefelbe Frachtfahrt betreffen 
oder als dieſelbe Frachtfahrt betreffend anzuſehen ſind (F. 106), beſtimmt ſich 
durch die Nummernfolge, in welcher die Forderungen im $. 102 aufgeführt find. 

Von den unter Nr. 1, 2, 4 und 5 bezeichneten Forderungen haben die 
unter derſelben Nummer aufgeführten den gleichen Rang ohne Rückſicht auf die 
Zeit ihrer Entſtehung. 

Von den unter Nr. 3 bezeichneten Forderungen geht die ſpäter entſtandene 
der früher entſtandenen vor; die gleichzeitig entſtandenen ſind gleichberechtigt. 
Forderungen, welche aus Anlaß eines und desſelben Nothfalles entſtanden ſind, 
gelten als gleichzeitig entſtanden. 

F. 108. 

Die im F. 102 unter Nr. 6 bezeichneten Forderungen ſtehen allen übrigen 
Forderungen von Schiffsgläubigern, ohne Rückſicht auf die Zeit ihrer Ent⸗ 
ſtehung, nach. 

$. 109. 

Das Pfandrecht des Schiffsgläubigers hat den Vorrang vor den ſonſtigen 
Pfandrechten an Schiff oder Fracht, für die im §. 102 unter Nr. 4 bis 6 auf⸗ 
geführten Forderungen jedoch hinſichtlich des Schiffes nur inſoweit, als jene 
Pfandrechte nicht früher entſtanden ſind. 

Soweit hiernach die ſonſtigen Pfandrechte an dem Schiffe der Forderung 
eines Schiffsgläubigers vorgehen, haben ſie zugleich den Vorrang vor den dieſer 
Forderung nachſtehenden Forderungen anderer Schiffsgläubiger. 

Erleidet ein Schiffsgläubiger, welchem der Schiffseigner nur mit Schiff 
und Fracht haftet, dadurch einen Ausfall an ſeiner Forderung, daß ſeinem 
Pfandrecht an dem Schiffe das Pfandrecht eines Gläubigers vorgeht, der nicht 
Schiffsgläubiger iſt, ſo wird der Schiffseigner in Höhe dieſes Ausfalles perſönlich 
verpflichtet. 

m). 

Das Pfandrecht der Schiffsgläubiger an dem Schiffe erliſcht durch den 
im Inlande im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgten Verkauf des Schiffes / 
an Stelle des letzteren tritt für die Schiffsgläubiger das Kaufgeld. 

Das Gleiche gilt von ſonſtigen Pfandrechten, welche durch Willenserklärung 
oder Geſetz erworben ſind. 

F. 111. 

Für den Fall der freiwilligen Veräußerung eines Schiffes finden in Er⸗ 
mangelung landesgeſetzlicher Beſtimmungen, nach welchen die Pfandrechte der 
Schiffsgläubiger bei erfolgloſer öffentlicher Aufforderung zur Anmeldung erlöſchen, 
die nachſtehenden Vorſchriften Anwendung: ane 

Der Erwerber des Schiffes ift berechtigt, das Aufgebot der Schiffsgläubiger 
(Civilprozeßordnung $$. 824 bis 836) bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk ſich der 
Heimathsort des Schiffes befindet, zu beantragen. 
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In dem Ausſchlußurtheile ſind den Schiffsgläubigern, welche ſich gemeldet 
haben, oder welche der Antragſteller angegeben hat, ihre Rechte vorzubehalten; 
die übrigen Schiffsgläubiger ſind mit ihren Anſprüchen auszuſchließen. 

N 

Die Beſtimmungen der $$. 110, 111 finden keine Anwendung, wenn nur 
der Antheil eines Miteigenthümers des Schiffes den Gegenſtand der Zwangs— 
vollſtreckung oder Veräußerung bildet. 


SM 

Das Pfandrecht der Schiffsgläubiger an der) Fracht ift fo lange wirkſam, 
als die Fracht noch ausſteht oder die Frachtgelder in den Händen des Schiffers 
ſind. Dies gilt auch im Falle einer Abtretung der Frachtforderung. 

Inſoweit der Schiffseigner die Fracht eingezogen hat, haftet er den Schiffs— 
gläubigern, welchen dadurch das Pfand ganz oder zum Theil entgeht, perſönlich, 
und zwar einem jeden in Höhe desjenigen Betrages, welcher für denſelben bei 
Vertheilung des eingezogenen Betrages nach der geſetzlichen Rangordnung ſich 
ergiebt. 

0 Dieſelbe perſönliche Haftung des Schiffseigners tritt ein in Anſehung der 
am Abladungsorte zur Abladungszeit üblichen Fracht für Güter, welche für feine 
Rechnung abgeladen ſind. a 

Hat der Schiffseigner die Fracht zur Befriedigung eines oder mehrerer 
Gläubiger, welchen ein Pfandrecht an derſelben zuſtand, verwendet, ſo iſt er den 
Gläubigern, welchen der Vorzug gebührt hätte, nur inſoweit verantwortlich, als 
erwieſen wird, daß er dieſelben wiſſentlich verkürzt hat. 

§. 114. 

Inſoweit bei der Zwangsvollſtreckung oder bei einer ſonſtigen Veräußerung 
des Schiffes der Schiffseigner das Kaufgeld eingezogen hat, haftet er den Schiffe» 
gläubigern, deren Pfandrechte in Folge der Zwangsvollſtreckung oder nach Landes⸗ 
recht wegen erfolgloſer öffentlicher Aufforderung zur Anmeldung (F. 111 Abſatz 1) 
oder vermöge des im F. 111 Abſatz 2 und 3 bezeichneten Verfahrens erloſchen 
ſind, perſönlich in gleicher Weiſe, wie im Falle der Einziehung der Fracht. 

$. 115. 

Sendet der Schiffseigner, nachdem er von der Forderung eines Schiffs 
gläubigers, für welche er nur mit Schiff und Fracht haftet, Kenntniß erhalten 
hat, das Schiff zu einer neuen Reiſe aus, ohne daß dies zugleich im Intereſſe 
des Gläubigers geboten war, ſo wird er für die Forderung in Höhe desjenigen 
Betrages auch perſönlich verpflichtet, welcher für den Gläubiger ſich ergeben haben 
würde, falls der Werth, den das Schiff bei Antritt der Reiſe hatte, unter die 
Schiffsgläubiger nach der geſetzlichen Rangordnung vertheilt worden wäre. 

Bis zum Beweiſe des Gegentheils wird angenommen, daß der Gläubiger 
bei dieſer Vertheilung ſeine vollſtändige Befriedigung erlangt haben würde. 
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F. 116. 

Die Vergütung für Aufopferung oder Beſchädigung in Fällen der großen 
Haverei tritt fir die Schiffsgläubiger an Stelle des Gegenſtandes, für den die 
Vergütung beſtimmt iſt. 

Dasſelbe gilt von der Entſchädigung, die wegen des Verluſtes oder der 
Beſchädigung des Schiffes oder wegen der durch Verluſt oder Beſchädigung von 
Gütern herbeigeführten Entziehung der Fracht dem Schiffseigner von demjenigen 
gezahlt werden muß, welcher den Schaden durch eine rechtswidrige Handlung 
verurſacht hat. 

Hat der Schiffseigner die Vergütung oder Entſchädigung eingezogen, ſo 
haftet er in Höhe des eingezogenen Betrages den Schiffsgläubigern perſönlich in 
gleicher Weiſe wie den Gläubigern einer Reiſe im Falle der Einziehung der Fracht 
($. 113). 

$. 117. 

Die wegen der Beiträge zur großen Haverei und der Bergungs⸗ und 
Hülfskoſten auf den Ladungsgütern haftenden Pfandrechte gehen den im Artikel 411 
des Handelsgeſetzbuchs bezeichneten Pfandrechten vor. Unter den erſteren Pfand⸗ 
rechten hat das ſpäter entſtandene vor dem früher entſtandenen den Vorzug; die 
gleichzeitig entſtandenen ſind gleichberechtigt; Forderungen, welche aus Anlaß des⸗ 
ſelben Nothfalles entſtanden ſind, gelten als gleichzeitig entſtanden. 

In den Fällen der großen Haverei und des Verluſtes oder der Beſchädigung 
durch rechtswidrige Handlungen finden die Vorſchriften des §. 116 entſprechende 
Anwendung. 


Achter Abſchnitt. 
Verjaͤhrung. 


F. 118. 

Mit dem Ablaufe eines Jahres verjähren: 1 

1. die öffentlichen Schiffs- und Schiffahrtsabgaben, insbeſondere die 
Brücken-, Schleuſen⸗, Kanal- und Hafengelder; 

2. die aus den Dienſtverträgen herrührenden Forderungen der Schiffs⸗ 
befagung; 

3. die Lootſengelder 

4. die Bergungs- und Hülfskoſten einſchließlich des Berge und Hülfs⸗ 
lohnes, 

5. die Beiträge zur großen Haverei, 

6. die Forderungen aus Geſchäften, welche der Schiffer kraft feiner geſetz⸗ 
lichen Befugniſſe (§ . 15, 16) und nicht mit Bezug auf eine Vollmacht 
geſchloſſen hat / . 

Reichs -Geſezbi. 1895. a 56 
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7. die Forderungen aus dem Verſchulden einer Perſon der Schiffsbeſatzung 
G. 3, F. 4 Nr. 3, §§. 7, 92), 

8. die Forderungen des Frachtführers aus dem Frachtvertrage, insbeſondere 
wegen der Fracht mit Nebengebühren, Liegegeldern und Auslagen, 
ſowie die Anſprüche wegen des Fahrgeldes der beförderten Perſonen. 


F. 119. 
Die Verjährung beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem die 
Forderung fällig geworden iſt. 


Neunter Abſchnitt. 
Schiffsregiſter. 


$. 120. 

Für Dampfſchiffe und andere Schiffe mit eigener Triebkraft, deren Trag⸗ 
fähigkeit mehr als 15 000 Kilogramm beträgt, ſowie für ſonſtige Schiffe mit 
einer Tragfähigkeit von mehr als 20 000 Kilogramm find Schiffsregiſter zu 
führen. 

. 

Das Schiffsregiſter wird bei dem zur Führung des Handelsregiſters zu⸗ 
ſtändigen Gerichte geführt. 

Die Landesregierungen find befugt, die Führung des Regiſters für die 
Bezirke mehrerer Gerichte einem von dieſen zu übertragen oder mit derſelben da, 
wo die Führung der Regiſter für Seeſchiffe anderen Behörden obliegt, die letzteren 
zu betrauen. 

a 

Das Schiffsregiſter iſt öffentlich; die Einſicht iſt während der gewöhnlichen 
Dienſtſtunden einem Jeden geſtattet. Von den Eintragungen können gegen 
Erlegung der Koſten Abſchriften gefordert werden, die auf Verlangen zu be⸗ 
glaubigen ſind. 

$. 123. 


Jedes Schiff iſt bei der Regiſterbehörde des Heimathsortes zur Eintragung 
in das Schiffsregiſter anzumelden. 


$. 124. 
Die Verpflichtung zur Anmeldung liegt dem Eigenthümer des Schiffes 
und, wenn mehrere Mikeigenthümer vorhanden find, einem jeden von ihnen ob. 
Bei einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer 
Aktienkommanditgeſellſchaft find die perſönlich haftenden Geſellſchafter, bei einer 
juriſtiſchen Perſon, einer Aktiengeſellſchaft, einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
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Haftung oder einer eingetragenen Genoſſenſchaft die geſetzlichen Vertreter zur 
Anmeldung verpflichtet. 
Sind mehrere Verpflichtete vorhanden, ſo genügt die Anmeldung durch 
einen von ihnen. 
§. 125. 
Die Anmeldung muß enthalten: 
1. die Gattung und das Material ſowie den Namen, die Nummer oder 
die ſonſtigen Merkzeichen des Schiffes; 
2. die Tragfähigkeit und bei Dampfſchiffen oder ſonſtigen Schiffen mit 
eigener Triebkraft die Stärke des Motors, 
3. die Zeit und den Ort der Erbauung; 
. den Heimathsort 
5. den Namen und die nähere Bezeichnung des Eigenthümers oder 
der Miteigenthümer und im letzteren Falle die Größe des Antheiles 
eines jeden Miteigenthümers; bei Handelsgeſellſchaften genügt, auch 
ſoweit ſie nicht juriſtiſche Perſonen ſind, die Angabe der Firma und 
des Sitzes der Gefellichaft; 
6. den Rechtsgrund, auf welchem das Eigenthum oder die Eigenthums⸗ 
antheile beruhen. 
Die Angaben ſind glaubhaft zu machen. 


$. 126. 
Jedes Schiff wird in das Schiffsregifter unter einer beſonderen Ordnungs⸗ 
nummer eingetragen. 
Die Eintragung hat die im F. 125 bezeichneten Angaben und den Tag 
der Eintragung zu enthalten. 
Ueber die Eintragung wird von der Regiſterbehörde eine Urkunde (Schiffs⸗ 
brief) ertheilt, in welche der vollſtändige Inhalt der Eintragung aufzunehmen iſt. 


$. 127. 

Wenn Veränderungen in den eingetragenen Thatſachen oder Rechts⸗ 
verhältniſſen eintreten oder wenn das Schiff zu Grunde geht oder reparatur⸗ 
unfähig wird, ſo iſt dies zur Eintragung in das Schiffsregiſter anzumelden. 

In Bezug auf die Verpflichtung zur Anmeldung finden die Vorſchriften 
der $$. 124, 125 entſprechende Anwendung. Zur Anmeldung der Veräußerung 
des Schiffes oder eines Antheiles an demſelben iſt der Erwerber verpflichtet. 

Der Schiffsbrief iſt mit der Anmeldung einzureichen, die Eintragung wird 
auf demſelben durch die Regiſterbehörde vermerkt. 

Inm Falle der Verlegung des Heimathsortes aus dem Regiſterbezirke hat 
die Regiſterbehörde nach Vollzug der Eintragung den Schiffsbrief mit einer be⸗ 
glaubigten Abſchrift des Regiſterinhalts der neuen Regiſterbehörde zur Bewirkung 
der Eintragung zu überſenden. 


> 
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‚ $. 128. 

Das Gericht hat die Betheiligten zu den ihnen obliegenden Anmeldungen 
durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. 

Das Verfahren beſtimmt ſich nach den Vorſchriften, welche für die Ver 
hängung von Ordnungsſtrafen in Betreff der Anmeldungen zum Handel 
regiſter gelten. 

$. 129. 

Die Landesregierungen können beſtimmen, daß auch Schiffe von einer 
geringeren als der im F. 120 bezeichneten Tragfähigkeit in das Schiffsregiſter 
einzutragen ſind. Auf die Anmeldung und Eintragung ſolcher Schiffe finden 
die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts gleichfalls Anwendung. 


$. 130. 

Schiffe, welche beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes in ein nach den Landes⸗ 
geſetzen geführtes Regiſter für Binnenſchiffe eingetragen ſind, bedürfen keiner 
erneuten Eintragung. 

Hinſichtlich der dieſe Schiffe betreffenden Eintragungen gelten die bezeichneten 
Regiſter als Schiffsregiſter im Sinne des gegenwärtigen Geſetzes. 


Zehnter Abſchnitt. 
Verpfaͤndung und Zwangsvollſtreckung. 


F. 131. 

Die Verpfändung eines in das Schiffsregiſter eingetragenen Schiffes kann 
nur durch Eintragung in das Schiffsregiſter erfolgen. Die Eintragung tritt an 
die Stelle der nach dem Landesrechte erforderlichen Beſitzübertragung oder Ein⸗ 
tragung in ein Hypothekenbuch. 

Die Eintragung findet nur auf Grund der Bewilligung desjenigen ſtatt, 
welcher als Eigenthümer des Schiffes in das Regiſter eingetragen iſt. 

Sie muß die Bezeichnung des Gläubigers, die Forderung und die Zeit 
der Eintragung enthalten. 

Die Eintragung iſt auf dem Schiffsbriefe und, wenn eine Verpfändungs⸗ 
urkunde vorgelegt iſt, auch auf dieſer zu vermerken. 


$. 132. 

Der Uebergang der Forderung auf einen Anderen ift auf Antrag in das 
Schiffsregiſter einzutragen. Der Antrag kann ſowohl von dem bisherigen wie 
von dem neuen Gläubiger geſtellt werden. Zur Begründung des Antrages genügt 
im letzteren Falle die Beibringung der Abtretungserklärung oder der Eintragung‘ 
bewilligung des bisherigen Gläubigers. 


Iſt das Pfandrecht erloſchen, fo erfolgt die Löſchung auf Antrag desjenigen, 
welcher als Eigenthümer des Schiffes in das Schiffsregiſter eingetragen iſt, zur 
Begründung des Antrages genügt die Beibringung der Quittung oder der 
Löſchungsbewilligung des eingetragenen Pfandgläubigers oder feines Rechts- 
nachfolgers. 

Die Beſtimmung im F. 131 Abſatz 4 findet entſprechende Anwendung. 


$. 133. 


Wer ein Recht an dem Schiffe erwirbt, ſolange das Pfandrecht in dem 
Schiffsregiſter eingetragen iſt, kann ſich nicht darauf berufen, daß ihm das 
Pfandrecht unbekannt geblieben ſei. 


$. 134. 


Die zur Begründung des Antrages auf Eintragung des Pfandrechts, auf 
Uebertragung ſowie auf Löſchung erforderlichen Erklärungen find, falls fie nicht 
vor der Regiſterbehörde abgegeben werden, in gerichtlich oder notariell beglaubigten 
Urkunden beizubringen. 

Der Nachweis einer anderen zur Begründung der Eintragung oder der 
Löſchung erforderlichen Thatſache iſt, ſofern ſie nicht bei der Regiſterbehörde offen- 
kundig iſt, durch öffentliche Urkunden zu führen. 


$. 135. 


Soweit nach den Landesgeſetzen die Verpfändung von Binnenſchiffen durch 
Eintragung in das Schiffsregiſter oder auf Grund einer ſolchen Eintragung 
erfolgt, finden die Vorſchriften dieſer Geſetze an Stelle der $$. 131 bis 134 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die Eintragung in das in dem gegenwärtigen 
Geſetze vorgeſehene Regiſter ($. 120, $. 130 Abſatz 2) zu bewirken iſt. 


$. 136. 

In Bezug auf die Zwangsvollſtreckung in Schiffe, welche in das Schiffs⸗ 
regiſter eingetragen ſind, gelten, ſoweit nicht nach den Landesgeſetzen die Binnen⸗ 
ſchiffe in Anſehung der Zwangsvollſtreckung zum unbeweglichen Vermögen gehören, 
die folgenden Beſtimmungen: 

1. Der Gerichtsvollzieher hat der Regiſterbehörde behufs Eintragung eines 
Pfändungsvermerks in das Schiffsregiſter unverzüglich von der Pfändung 
Mittheilung zu machen. Die Eintragung des Vermerks hat in Bezug 
auf ſpäter entſtandene Rechte an dem Schiffe die im F. 133 bezeichnete 
Wirkung. 

Sobald die Verſteigerung des Schiffes erfolgt iſt, hat der Gerichts⸗ 
vollzieher dies unter Hinterlegung des Erlöſes dem Vollſtreckungsgerichte 


* 
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anzuzeigen und die auf das Verfahren ſich beziehenden Schriftſtücke 
beizufügen 


Das Gericht erläßt nach Eingang der Anzeige eine öffentliche Bekannt⸗ 
machung, in welcher die Schiffsgläubiger und ſonſtigen Realberechtigten, 
welche einen Anſpruch auf Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe 
geltend zu machen haben, aufgefordert werden, ihre Forderungen 
binnen einer auf mindeſtens einen Monat und auf höchſtens zwei 
Monate feſtzuſetzenden Friſt bei dem Vollſtreckungsgerichte anzumelden. 
Der Beſchluß iſt dem die Zwangsvollſtreckung betreibenden Gläubiger, 
dem Schuldner und den aus dem Schiffsregiſter erſichtlichen oder ſonſt 
bekannten Realberechtigten zuzuſtellen. Die Veröffentlichung der Be⸗ 
kanntmachung erfolgt durch Anheftung an die Gerichtstafel und durch 
Einrückung in das zur Veröffentlichung amtlicher Bekanntmachungen 
des Gerichts beſtimmte Blatt. Die Veröffentlichung ſoll außerdem in 
einem geeigneten Fachblatt bewirkt werden. Das Gericht kann noch 
andere Arten, ſowie eine Wiederholung der Veröffentlichung anordnen. 


„Nach Ablauf der Anmeldefriſt hat das Gericht, falls andere Forderungen, 
als diejenige des die Zwangsvollſtreckung betreibenden Gläubigers nicht 
angemeldet ſind, den letzteren hiervon zu benachrichtigen und zugleich 
den Gerichtsvollzieher zum Rückempfang des hinterlegten Verſteigerungs⸗ 
erlöſes nach Abzug der entſtandenen Koſten zu ermächtigen. 

Andernfalls wird von dem Gerichte ein Vertheilungsplan an⸗ 
gefertigt und zur Erklärung über denſelben, ſowie zur Ausführung der 
Vertheilung ein Termin beſtimmt, zu welchem der Schuldner, der 
betreibende Gläubiger und diejenigen, welche Forderungen angemeldet 
haben, zu laden ſind. 

Gläubiger, welche erſt nach Ablauf der Anmeldefriſt eine Forde⸗ 
rung anmelden, haben die durch die verſpätete Anmeldung entſtehenden 
beſonderen Koſten zu tragen. 


. Eine angemeldete Forderung iſt auf Verlangen eines Betheiligten 
glaubhaft zu machen: in Ermangelung der Glaubhaftmachung iſt die 
Forderung in den Vertheilungsplan nicht aufzunehmen, unbeſchadet 
des Rechts des Gläubigers, Widerſpruch gegen den Vertheilungsplan 
und Klage gegen die betheiligten Gläubiger und den Schuldner zu 
erheben. 


Im Uebrigen finden die das Vertheilungsverfahren betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen im F. 760 Abſatz 2, $$. 761 bis 768 der Civilprozeß⸗ 
ordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß der Widerſpruch des 
Schuldners gegen den Vertheilungsplan, ſoweit er ſich auf die Berück⸗ 
ſichtigung einer nicht vollſtreckbaren Forderung bezieht, dem Widerſpruche 
eines betheiligten Gläubigers gleichſteht. 
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F. 137. 
Auf die Zwangsvollſtreckung in den Antheil eines Miteigenthümers des 
Schiffes finden die Beſtimmungen des §. 136 nur dann Anwendung, wenn ein 
Pfandrecht an dem Antheile in das Schiffsregiſter eingetragen iſt. 


Elfter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 138. 

Die den Landgerichten in erſter Inſtanz zugewieſenen bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, in welchen durch die Klage ein Anſpruch aus den Rechtsverhältniſſen 
der Binnenſchiffahrt geltend gemacht wird, gehören vor die Kammern für 
Handelsſachen. Dies gilt insbeſondere von Klagen aus Rechtsverhältniſſen, 
welche auf die Rechte und Pflichten des Schiffseigners, auf die Haverei, auf 
den Schadenserſatz im Falle des Zuſammenſtoßes von Schiffen, auf die Bergung 
und Hülfeleiſtung und auf die Anſprüche der Schiffsgläubiger ſich beziehen. 

In dieſen Rechtsſtreitigkeiten wird die Verhandlung und Entſcheidung letzter 
Inſtanz im Sinne des $. 8 des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
dem Reichsgerichte zugewieſen. 
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Bei Schiffen, welche nur zu Fahrten innerhalb desſelben Ortes beſtimmt 
ſind, finden auf das Rechtsverhältniß des Schiffers, ſowie auf die Beförderung 
von Gütern die Beſtimmungen in $. 8 Abſatz 4, $$. 15 bis 19, 27 bis 57 
und F. 71 Abſatz 1 keine Anwendung. 

Durch die Landesregierungen kann beſtimmt werden, daß Fahrten zwiſchen 
benachbarten Orten der Fahrt innerhalb desſelben Ortes im Sinne des erſten 
Abſatzes gleichſtehen. 

Auf Schiffahrtsbetriebe, welche im Anſchluſſe an den Eiſenbahnverkehr 
geführt werden und der ſtaatlichen Eiſenbahnaufſichtsbehörde unterſtellt find, finden 
die vorhergehenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes keine Anwendung. 

Das Gleiche gilt bezüglich des Betriebes von Fähranſtalten, ſoweit nicht 
der Betrieb mittelſt frei ſchwimmender Schiffe ſtattfindet. 


§. 140. 

Der Bundesrath ift befugt, Beſtimmungen über den Befähigungsnachweis 
der Schiffer und Maſchiniſten für Binnenſchiffe zu treffen. Bezüglich der Schiff⸗ 
fahrt auf Seen, welche keine fahrbare Verbindung mit einer anderen Waſſerſtraße 
haben, ſteht die Befugniß der Landesregierung zu. g 

Wer den Beſtimmungen zuwider das Gewerbe eines Schiffers oder 
Maſchiniſten ausübt, wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark beſtraft. 
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F. 141. 

Welche Behörden in jedem Bundesſtaate unter der Bezeichnung „höhere 
Verwaltungsbehörde“ im Sinne dieſes Geſetzes zu verſtehen ſind, wird durch die 
Centralbehörde des Bundesſtaates bekannt gemacht. 

8.142. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1896 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 15. Juni 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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(Nr. 2246.) Geſetz, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Flößerei. Vom 15. Juni 1895. 


N . 7 N 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 
von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


N. . 

Floßführer iſt, wer ein Floß auf Flüſſen oder ſonſtigen Binnengewäſſern 
führt, gleichviel ob er bei einem Unternehmer, welcher die Beförderung des Floßes 
übernommen hat (Frachtflößer), oder bei dem Eigenthümer des Floßes im Dienſte 
ſteht, oder ob er die Beförderung des Floßes ſelbſt als Frachtflößer übernommen hat. 


F. 2. 

Der Floßführer iſt verpflichtet, bei ſeinen Obliegenheiten, namentlich bei der 
Erfüllung der von ihm auszuführenden Verträge, die Sorgfalt eines ordentlichen 
Floßführers anzuwenden. 

Er haftet für jeden durch die Vernachläſſigung dieſer Sorgfalt entſtandenen 
Schaden nicht nur dem Dienſtherrn, ſondern auch dem Abſender und dem Empfänger 
des Floßes, ſowie den Perſonen der Floßmannſchaft, es ſei denn, daß er auf An⸗ 
weiſung des Dienſtherrn gehandelt hat. 

Auch in dem letzteren Falle bleibt der Floßführer verantwortlich, wenn er 
es unterlaſſen hat, dem Dienſtherrn die nach Lage des Falles erforderliche Auf— 
klärung zu ertheilen, oder wenn ihm eine ſtrafbare Handlung zur Laſt fällt. 


Ni 

Der Floßführer hat vor Antritt der Reiſe dafür zu ſorgen, daß das Floß 
feſt und dauerhaft verbunden, gehörig ausgerüſtet, insbeſondere mit den nöthigen 
Reſerveausrüſtungsgegenſtänden verſehen und hinreichend bemannt iſt. 

Dauert die Reiſe vorausſichtlich fo lange, daß ein Uebernachten der Floß— 
mannſchaft auf dem Floße nöthig iſt, fo muß das letztere mit einem Schlaf: 
raume verſehen ſein. 

F. 4. 


Der Floßführer hat vor Antritt der Reiſe ſich zu überzeugen, daß die Ans 
gaben über Stückzahl und Länge der Hölzer in den auf die Beförderung bezüg— 
lichen Urkunden (Frachtbrief, Lieferſchein) richtig ſind, und die Aenderung un⸗ 
richtiger Angaben herbeizuführen. Unterläßt er dies, ſo wird bis zum Beweiſe 
des Gegentheils angenommen, daß der Floßführer die Hölzer in der Zahl und 
Länge, wie ſie in den Urkunden verzeichnet ſind, empfangen hat. 

N Für Borkeverluſt iſt der Floßführer ſowie der Frachtflößer nur im Falle 
einer böslichen Handlungsweiſe verantwortlich. 
Reichs Geſetzbl. 1895. 57 
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§. 5. 

Wenn der Floßführer durch Krankheit oder andere Urſachen verhindert iſt, 
das Floß zu führen, ſo darf er den Antritt oder die Fortſetzung der Reiſe nicht 
ungebührlich verzögern; er muß vielmehr, wenn Zeit und Umſtände es geſtatten, 
die Anordnung des Dienſtherrn einholen und für die Zwiſchenzeit die geeigneten 
Vorkehrungen treffen, im entgegengeſetzten Falle aber einen anderen Floßführer 
einſetzen. 

Für dieſen Stellvertreter iſt er nur inſofern verantwortlich, als ihm bei 
der Wahl desſelben ein Verſchulden zur Laſt fällt. 


§. 6. 

Der Floßführer iſt verpflichtet, von Beſchädigungen des Floßes, von Ver⸗ 
luſten an Ausrüſtungsgegenſtänden ſowie von der Einſetzung eines anderen Floß⸗ 
führers (F. 5) den Dienſtherrn in Kenntniß zu ſetzen. 

Er hat in allen erheblichen Fällen, namentlich wenn er die Reiſe einzu⸗ 
ſtellen oder zu verändern ſich genöthigt findet, die Ertheilung von Verhaltungs⸗ 
maßregeln bei dem Dienſtherrn nachzuſuchen, ſofern es die Umſtände geſtatten. 


ST 

Wenn der Floßführer nicht im Dienſte eines Frachtflößers oder des Flof- 
eigenthümers ſteht, ſondern ſelbſt als Frachtflößer die Beförderung des Floßes 
übernommen hat, fo find die in den $$. 5 und 6 vorgeſchriebenen Mittheilungen 
an den Abſender zu richten. 

F. 8. 

Wird das Floß von einem Unfall betroffen, ſo iſt der Floßführer be⸗ 
rechtigt und auf Verlangen ſeines Dienſtherrn, des Abſenders oder des Empfängers 
des Floßes verpflichtet, vor dem Amtsgerichte des Ortes, an welchem die Reiſe 
endet, und, wenn das Floß vorher an einem anderen Orte längere Zeit liegen 
bleiben muß, vor dem Amtsgerichte dieſes Ortes eine Beweisaufnahme über den 
thatſächlichen Hergang, ſowie über den Umfang des eingetretenen Schadens und 
über die zur Abwendung oder Verringerung desſelben angewendeten Mittel zu 
beantragen. Er hat ſich ſelbſt zum Zeugniſſe zu erbieten und die zur Feſtſtellung 
des Sachverhältniſſes ſonſt dienlichen Beweismittel zu bezeichnen. 


f 9 
Zur Aufnahme des Beweiſes beſtimmt das Gericht einen thunlichſt nahen 
Termin, zu welchem der Floßführer und die ſonſt bezeichneten Zeugen zu laden 
ſind. Dem Dienſtherrn des Floßführers ſowie dem Abſender und dem Empfänger 
des Floßes iſt von dem Termine Mittheilung zu machen, ſoweit es ohne un⸗ 
verhältnißmäßige Verzögerung des Verfahrens geſchehen kann. Die Mittheilung 
kann durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 


it 


$. 10. 
N Die Aufnahme des Beweiſes erfolgt nach den Vorſchriften der Civilprozeß⸗ 
ordnung. 

Soweit hiernach nicht die Beeidigung des Floßführers ausgeſchloſſen iſt, 
beſchließt über dieſelbe das Gericht nach freiem Ermeſſen. 

Der Dienſtherr des Floßführers, der Abſender und der Empfänger des 
Floßes, ſowie die etwa ſonſt durch den Unfall Betroffenen ſind berechtigt, in 
Perſon oder durch Vertreter der Verhandlung beizuwohnen. Sie können eine 
Ausdehnung der Beweisaufnahme auf weitere Beweismittel beantragen. 

Das Gericht iſt befugt, eine Ausdehnung der Beweisaufnahme auch von 
Amtswegen anzuordnen, ſoweit dies zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlich 
erſcheint. 

H. l: 

In Bezug auf die Erhebung von Gebühren und Auslagen finden die für 
das Verfahren zur Sicherung des Beweiſes geltenden Beſtimmungen des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß als Gebühr nur die Hälfte der 
dort vorgeſehenen Sätze und höchſtens ein Betrag von dreißig Mark erhoben wird. 

Iſt das Verfahren auf Verlangen des Abſenders oder des Empfängers 
beantragt, ſo hat derſelbe die entſtandenen Koſten zu erſtatten, ſoweit er nicht 
Anſpruch auf Erſatz des durch den Unfall ihm entſtandenen Schadens hat. Die 
Verpflichtung des Dienſtherrn, dem Floßführer die verauslagten Koſten zu er⸗ 
ſtatten, wird hierdurch nicht berührt. 


412 
Sobald das Floß am Ablieferungsorte angekommen ift, hat der Floß⸗ 
führer dies dem Empfänger anzuzeigen. 
Wenn der Empfänger nicht zu ermitteln iſt, ſo muß die Anzeige durch 
öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Weiſe erfolgen. 


Is. 

Der Floßführer hat das Floß an dem ihm von dem Empfänger ange⸗ 
wieſenen Platze feſtzulegen. 

Wenn die Anweiſung nicht rechtzeitig erfolgt, oder wenn die Waſſertiefe, 
die örtlichen Verordnungen oder Einrichtungen oder die Sperrung des Platzes 
durch andere Flöße oder durch Schiffe die Befolgung der ertheilten Anweiſung 
nicht geſtatten, ſo kann der Floßführer, falls der Empfänger auf die Aufforderung 
nicht unverzüglich einen geeigneten Platz bezeichnet, ſelbſt einen Platz zum Feſt⸗ 
legen des Floßes wählen. 

Bei der Auswahl dieſes Platzes hat der Floßführer das Intereſſe des 
Empfängers thunlichſt zu berückſichtigen; auch hat er ihm unverzüglich von der 
Feſtlegung des Floßes Mittheilung zu machen. 

57* 
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Iſt der von dem Empfänger bezeichnete Platz nur zeitweilig nicht zu er⸗ 
reichen, ſo iſt der Floßführer auf Verlangen des Empfängers verpflichtet, mit 
der Mannſchaft ſo lange bei dem Floße zu bleiben, bis es an dieſem Platze feſt⸗ 
gelegt iſt. Die durch den Aufenthalt entſtehenden Mehrkoſten hat der Empfänger 
zu erſetzen. 


$. 14. 


Verweigert der Empfänger die Annahme des Floßes oder iſt er nicht zu 
ermitteln, ſo iſt der Floßführer befugt, das Floß einem Spediteur oder einem 
ſonſt geeigneten Dritten für Rechnung und Gefahr des Empfängers zu übergeben. 

Er hat hiervon den Abſender und, falls der Empfänger bekannt iſt, auch 
dieſen unverzüglich zu benachrichtigen. 


$. 15. 


Zur Vornahme von Rechtsgeſchäften für den Dienſtherrn „ insbeſondere zur 
Einziehung der Frachtforderung desſelben, iſt der Floßführer nur auf Grund einer 
ihn hierzu ermächtigenden Vollmacht befugt. 


D. 

Der Floßführer unterſteht, ſoweit nicht in dieſem Geſetze ein Anderes be— 
ſtimmt iſt, den Vorſchriften, welche für die im §. 133 der Gewerbeordnung 
bezeichneten Perſonen gelten. 

Das Dienſtverhältniß des Floßführers endigt, ſofern nicht ein Anderes ver⸗ 
abredet iſt, mit der Vollendung der Reiſe und der Ablieferung des Floßes. 

Hinſichtlich der Vorausſetzungen, unter welchen beiden Theilen das Recht 
zuſteht, die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes vor Ablauf der vertragsmäßigen 
Zeit und ohne Innehaltung einer Kündigungsfriſt zu verlangen „ bewendet es bei 
den Beſtimmungen der $$. 133 b bis 133 d der Gewerbeordnung. 

Iſt ein die ſofortige Entlaſſung rechtfertigender Grund nicht vorhanden, 
ſo kann der Floßführer zwar jederzeit ſeines Dienſtes enthoben werden, jedoch 
unbeſchadet ſeiner Entſchädigungsanſprüche für die vertragsmäßige Dauer des 
Dienſtverhältniſſes. 

Wird das Dienſtverhältniß vor der Ankunft des Floßes am Ablieferungs⸗ 
orte während der Reiſe aufgehoben, ſo hat der Floßführer Anſpruch auf die 
Koſten der Rückreiſe nach dem Orte, an welchem er in Dienſt getreten iſt. Dieſe 
Beſtimmung findet keine Anwendung, wenn der Floßführer ſich einer Handlung 
ſchuldig gemacht hat, welche geeignet iſt, ſeine ſofortige Entlaſſung zu rechtfertigen. 


F. 17. 
Zur Floßmannſchaft gehören mit Ausnahme des Floßführers alle zum 
Flößereidienſte auf dem Floße angeſtellten Perſonen. | 
Die Floßmannſchaft unterſteht der Gewerbeordnung. 
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$. 18. 

Die Verpflichtung des Floßmannes zum Dienftantritt beginnt, wenn nichts 
Anderes verabredet iſt, mit dem Abſchluſſe des Dienſtvertrages. Tritt der Floß⸗ 
mann den Dienſt nicht binnen vierundzwanzig Stunden an, ſo braucht er nicht 
mehr angenommen zu werden. Seine Verbindlichkeit zum Schadenserſatze wird 
hierdurch nicht berührt. 

919. 

Der Floßmann iſt verpflichtet, in Anſehung des Floßdienſtes den An⸗ 
ordnungen des Floßführers Folge zu leiſten und jederzeit alle für die Flößerei 
ihm übertragenen Arbeiten zu verrichten. 

Er darf das Floß ohne Exlaubniß des Floßführers nicht verlaſſen. 

Wird das Floß von einem Unfall betroffen, ſo hat der Floßmann für 
Rettung der Perſonen und für Sicherung der Floßtheile und der Geräthſchaften 
den Anordnungen des Floßführers gemäß nach beſten Kräften zu ſorgen. 


$. 20. 

Wenn über die Zeit der Lohnzahlung nichts Anderes vereinbart iſt, ſo 
kann der Floßmann am Schluſſe jeder zweiten Woche die Auszahlung des ver- 
dienten Lohnes verlangen. 

rel, 

Das Dienſtverhältniß des Floßmannes endigt, fofern nicht ein Anderes 
verabredet iſt, mit der Vollendung der Reiſe und der Ablieferung des Floßes. 

Hinſichtlich der Vorausſetzungen, unter welchen beiden Theilen das Recht 
zuſteht, die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes vor Ablauf der vertragsmäßigen 
Zeit zu verlangen, finden die Beſtimmungen der §. 123 bis 124 a der Gewerbe⸗ 
ordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß die ſofortige Entlaſſung des Floß⸗ 
mannes auch ſtattfinden kann, wenn der Antritt oder die Fortſetzung der Reiſe 
durch den Eintritt des Winters verhindert wird. 

Iſt ein die ſofortige Entlaſſung rechtfertigender Grund nicht vorhanden, fo 
kann der Floßmann zwar jederzeit ſeines Dienſtes enthoben werden, jedoch un⸗ 
beſchadet ſeiner Entſchädigungsanſprüche für die vertragsmäßige Dauer des 
Dienſtverhältniſſes. 

Wird das Dienſtverhältniß vor der Ankunft des Floßes am Ablieferungs⸗ 
orte während der Reiſe aufgehoben, fo hat der Floßmann Anſpruch auf die Koften 
der Rückreiſe nach dem Orte, an welchem er in Dienſt getreten iſt. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung findet keine Anwendung, wenn der Floßmann ſich einer Handlung 
ſchuldig gemacht hat, welche geeignet iſt, ſeine ſofortige Entlaſſung zu rechtfertigen. 


F. 22. 


Für Beſchädigungen, welche in Folge des Verſchuldens des Floßführers 
oder einer Perſon der Floßmannſchaft durch das Floß verurſacht werden, haftet 


u: 1: | 


der Eigenthümer mit dem Floße, unbeſchadet feines Rückgriffsrechts gegen den 
Frachtflößer und gegen die ſchuldigen Perſonen. Für das Verſchulden eines 
Zwangslootſen iſt der Eigenthümer nicht verantwortlich. 

Dem Entſchädigungsberechtigten ſteht wegen ſeines Anſpruchs ein Pfand⸗ 
recht an dem Floße mit den im F. 41 der Konkursordnung bezeichneten Wir⸗ 
kungen zu. Das Pfandrecht iſt, ſolange das geflößte Holz noch ein geſchloſſenes 
Floß bildet, gegen jeden Beſitzer verfolgbar. Nach dieſem Zeitpunkte kann das 
Pfandrecht nicht zum Nachtheile des dritten Erwerbers, der den Beſitz in gutem 
Glauben erlangt hat, geltend gemacht werden. 

Die Klage kann, ſolange das Floß noch nicht abgeliefert iſt, gegen den 
Floßführer gerichtet werden. 


d. 

Eine perſönliche Verpflichtung des Eigenthümers wird durch die Ber 
ſtimmungen des F. 22 nicht begründet. Soweit jedoch im Falle der Ver⸗ 
äußerung des Floßes das Pfandrecht an dieſem erliſcht, haftet der Veräußerer 
in Höhe des Erlöſes perſönlich. 

Eine nach dem bürgerlichen Rechte begründete perſönliche Haftung des 
Eigenthümers des Floßes oder des Frachtflößers wird hierdurch nicht berührt. 


Sad 

Wird ein in Gefahr befindliches, von der Floßbeſatzung verlaſſenes Floß 
oder werden Theile eines Floßes, welche auf dem Waſſer treiben oder an das 
Ufer getrieben ſind, geborgen, ſo hat der Berger Anſpruch auf Bergelohn. 

Wird außer den bezeichneten Fällen ein Floß durch die Hülfe dritter Per⸗ 
ſonen aus einer Gefahr gerettet, ſo haben dieſe Anſpruch auf Hülfslohn. 

Der Beſatzung des Floßes fteht ein Anſpruch auf Berge⸗ oder Hülfslohn 
nicht zu. f 

§. 25. 

In Ermangelung einer Vereinbarung wird die Höhe des Berge- oder 
Hülfslohnes unter Berückſichtigung der Umſtände des Falles durch das Gericht 
nach billigem Ermeſſen feſtgeſetzt. 

Der Berge⸗ und Hülfslohn umfaßt zugleich die Vergütung für die Auf 
wendungen, welche zum Zweck des Bergens und Rettens geſchehen ſind. 

Nicht darin enthalten ſind die Koſten und Gebühren der Behörden, die 
Koſten für die Aufbewahrung, Erhaltung, Abſchätzung und Veräußerung der 
geborgenen oder geretteten Gegenſtände, ſowie die auf dieſen ruhenden Zölle und 
ſonſtigen Abgaben. 

Bei der Beſtimmung des Betrages des Berge- oder Hülfslohnes kommen 
insbeſondere in Anſchlag: der bewieſene Eifer, die verwendete Zeit, die geleiſteten 
Dienſte, die geſchehenen Aufwendungen, die Zahl der thätig geweſenen Perſonen, 
die Gefahr, welcher dieſelben ihre Perſon, ihre Fahrzeuge oder ihre Geräthe 
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ausgeſetzt haben, ſowie die Gefahr, welche den geborgenen oder geretteten Gegen⸗ 
ſtänden gedroht hat, und der nach Abzug der Koſten (Abſatz 3) verbliebene Werth 
derſelben. 

He. 28. 

Haben ſich mehrere Perſonen an der Bergung oder Hülfeleiſtung betheiligt, 
fo wird der Berge⸗ oder Hülfslohn unter dieſelben nach Maßgabe der perſön⸗ 
lichen und ſachlichen Leiſtungen der Einzelnen vertheilt. 

Zur entſprechenden Theilnahme ſind auch diejenigen berechtigt, welche ſich 
in derſelben Gefahr der Rettung von Menſchen unterzogen haben. 


$. 27. 
Auf Berge⸗ und Hülfslohn hat keinen Anſpruch: 
1. wer ſeine Dienſte aufgedrungen, insbeſondere wer ohne Erlaubniß des 
anweſenden Floßführers das Floß betreten hat; 
2. wer von den geborgenen Gegenſtänden dem Floßführer, dem Eigen⸗ 
thümer oder der zuſtändigen Behörde nicht ſofort Anzeige gemacht hat. 


$. 28. 

Wegen der Bergungs⸗ und Hülfskoſten, einſchließlich des Berge⸗ und 
Hülfslohnes, ſteht dem Gläubiger an den geborgenen oder geretteten Gegenſtänden 
ein Pfandrecht mit den im F. 41 der Konkursordnung bezeichneten Wirkungen zu. 
Geborgene Gegenſtände können bis zur Sicherheitsleiſtung zurückbehalten werden. 

In Bezug auf die Verfolgbarkeit des Pfandrechts gegen dritte Beſitzer 
finden die Beſtimmungen des F. 22 Abſatz 2 und in Bezug auf die perſönliche 
Verpflichtung des Eigenthümers des Floßes die Beſtimmungen des $. 23 Abſatz 1 
entſprechende Anwendung. 

Die Pfandklage kann, ſolange die geretteten Gegenſtände noch nicht an 
den Empfänger ausgeliefert ſind, gegen den Floßführer gerichtet werden. Zu⸗ 
ſtändig iſt das Gericht, in deſſen Bezirke die Bergung oder Hülfeleiſtung ftatt- 
gefunden hat. 

§. 29. 

Die Pfandrechte für Bergungs⸗ und Hülfskoſten haben den Vorrang vor 
den Pfandrechten für Anſprüche wegen Beſchädigung durch das Floß ($. 22). 
Unter mehreren Pfandrechten der erſteren Art geht das ſpäter entſtandene dem 
früher entſtandenen vor; mehrere Pfandrechte für Anſprüche wegen Beſchädigung 
ſtehen im Range gleich. 

Beide Arten von Pfandrechten gehen allen ſonſtigen Pfandrechten vor. 


$. 30. 
Mit dem Ablaufe eines Jahres verjähren: 


1. die öffentlichen Abgaben für die Flößerei, insbeſondere die Brücken-, 
Schleuſen⸗, Kanal⸗ und Hafengelder; 
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2. die aus den Dienſtverträgen herrührenden Forderungen des Floßführers 

und der Floßmannfchaft; 

3. die Erſatzanſprüche wegen Beſchädigung durch ein Floß, ſowie die 

Erſtattungsforderung des Eigenthümers des Floßes gegen den Fracht⸗ 
flößer und gegen den Floßführer oder die Floßmannſchaft (§. 22 
Abſatz 1); 

4. die Bergungs- und Hülfskoſten, einſchließlich des Berge: und Hülfs⸗ 

lohnes; 

5. die Forderungen des Frachtflößers wegen der Fracht mit Nebengebühren 

und Auslagen. 

Die Verjährung beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem die 
Forderung fällig geworden iſt. 

991812 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen durch die Klage ein An⸗ 
ſpruch auf Grund der Beſtimmungen dieſes Geſetzes geltend gemacht iſt, wird 
die Verhandlung und Entſcheidung letzter Inſtanz im Sinne des F. 8 des Ein— 
führungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsgerichte zugewieſen. 

§. 32. 

Der Bundesrath iſt befugt, Beſtimmungen über den Befähigungsnachweis 
der Floßführer zu treffen. Bezüglich der Flößerei auf Waſſerſtraßen, auf welchen 
eine regelmäßige Schiffahrt nicht ſtattfindet, ſteht dieſe Befugniß der Landes: 
regierung zu. 

Wer den Beſtimmungen zuwider das Gewerbe eines Floßführers ausübt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark beſtraft. 


K. Ak 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1896 in Kraft. 


> Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 15. Juni 1895. 
(I. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


— — —— ¹v:k— 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


